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Tz, 1 

Prüfungsanlaß 

§ 9 Abs. 2 BrtwMonGes. vom 8. April 1922 (RGBl. I S. 405) in der 
jetzt geltenden Fassung. Die Bestimmungen des BrtwMonGes. finden 
nach § 1 des Gesetzes über die Errichtung der Bundesmonopolver- 
waltung für Branntwein vom 8. August 1951 (BGBl. I S. 491) An- 
wendung. 


Tz. 2 

Gegenstand der Prüfung 

Geschäftsbetrieb mit Bilanzen der VSt der BfB für die Geschäftsjahre 
1949/1950 (ab 1. April 1950), 1950/1951 und 1951/1952. 


Tz. 3 

Betriebs- und ähnliche Angaben 

Die BfB besteht aus dem Monopolamt, das als Behörde hoheitsrecht- 
liche Aufgaben zu erfüllen hat, und der Verwertungsstelle, der die 
Führung der kaufmännischen Geschäfte obliegt (§§ 4, 8 und 9 
BrtwMonGes.). Die VSt besteht aus der Hauptverwaltung und den 
Außenabteilungen. Das Monopolamt und die Hauptverwaltung der 
VSt haben seit dem 1. April 1954 ihren Sitz in Offenbach. 

Die 8 Außenabteilungen der VSt befinden sich in Düsseldorf, Ham- 
burg, Karlsruhe, München, Münster (Westf.), Neu-Isenburg, Nürnberg 
und Regensburg. Bei den Außenabteilungen in München, Neu-Isen- 
burg und Nürnberg befinden sich Branntweinreinigungsanlagen mit 
einer Gesamtkapazität von 334 400 hl W, die nur zum Teil ausge- 
nutzt wird. In Düsseldorf, Hamburg und Regensburg bestehen mo- 
nopoleigene Lager. Das Fassungsvermögen der monopoleigenen Auf- 
bewahrungsgefäße betrug per 30. September 1952 rd. 291 300 hl R. 
Außerdem standen bei Vertragsreinigungsanstalten und Vertrags- 
lägern Lagerbehälter mit einem Fassungsvermögen von 1 142 282 hl 
R zur Verfügung. Die Vertriebsorganisation umfaßt 11 Großver- 
kaufsgebiete (davon 8 bewirtschaftet von eigenen Abteilungen, 3 von 
Vertragsfirmen), 55 Kleinvertriebsstellen, 98 kleinere Zwischen- 
.händler und 192 Brennspiritus-Großvertriebsstellen (davon 3 In 
eigenen Händen). Mit den Inhabern der Vertriebsstellen sind Ver- 
triebs- und Lagerverträge abgeschlossen. Die Vertriebsstellen ver- 
treiben Branntwein verschiedener Art nach den Anweisungen der 
BfB im Namen und für Rechnung der Monopolverwaltung und er- 
halten für ihre Leistungen einen von der Verwaltung festgesetzten 
sogenannten Verkaufsnutzen. 
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Bei der VSt und ihren 8 Außenabteilungen waren am 30. September 
1952: 609 Angestellte und gewerbliche Arbeitnehmer beschäftigt. 


Tz. 4 

Auskünfte 

wurden erteilt durch den Geschäftsführer, Direktor Zeitz, den Leiter 
der Buchhaltung, Abteilungsleiter Abert, sowie über Einzelfragen 
durch die jeweils zuständigen Angestellten. 


Tz. 5 

Prü fungsgrundlagen 

Auskünfte, Bücher und Belege, vollständig erst für die Zeit ab 1. Ok- 
tober 1950. Die Bilanz per 1. April 1950 stellt die Zusammenfassung 
der durdi die Monopolverwaltungen der Länder zu diesem Zeitpunkt 
aufgestellten Bilanzen dar; die Unterlagen für diese Länderbilanzen 
liegen bei der VSt nicht vor. Die Unterlagen für die Bilanz per 
30. September 1950 befinden sich nur zum Teil hei der VSt. 


Tz. 6 

Prüfungs umfang 

Die Unterlagen für die Bilanz per 1. April 1950 wurden durch den 
BRH anläßlich seiner Prüfungen für die Abrechnung mit den Mo- 
nopolverwaltungen der Länder geprüft. Von der Prüfung der nicht 
bei der VSt vorliegenden Unterlagen für die Bilanz per 30. September 
1950 wurde zunächst aus zeitlichen Gründen abgesehen. Ihre etwaige 
spätere Prüfung sowie die systematische Prüfung der für die Bilanz 
per 30. September 1950 bei der VSt vorliegenden Unterlagen, die 
erschöpfende Prüfung der Bücher und Belege für die Bilanz per 
30. September 1951 und per 30. September 1952 sowie sdiließlich 
die Prüfungen bei den Außenabteilungen wurden ausgesetzt, nachdem 
noch während der Prüfung der Beschluß des Bundestages über eine 
Prüfung der Bilanzen per 1. April und 30. September 1950, per 
30. September 1951 und per 30. September 1952 durch die Deutsche 
Revisions- und Treuhand AG. bekanntgeworden war. Es erschien 
geboten, die wiederholte, zeit- und arbeitsmäßige Beanspruchung 
der VSt in letzten Endes derselben Angelegenheit zu vermeiden. Der 
BRH wird den Bericht der Treuhandgesellschaft zu gegebener Zeit 
auswerten und sich dann darüber schlüssig werden, ob die Prüfung 
seinerseits noch fortzusetzen ist. 

Die vorliegenden Feststellungen erstrecken sich nicht auf die Rech- 
nungsprüfung, die außerhalb des § 9 Abs. 2 BrtwMonGes. durch den 
BRH durchgeführt wird. 


Tz. 7 

Buchführung und ihre Ordnungsmäßigkeit 

Die Hauptverwaltung der VSt bucht nach dem Definltlv-Hand- 
Durchschreibeverfahren; bei den 8 Außenabteilungen werden z. Z. 
noch 6 verschiedene Buchungssysteme angewandt. Bei der Prüfung 
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im Rahmen der Tz. 6 sind erwähnenswerte formelle oder sachliche 
Fehler nicht festgestellt. 

Nach der vom 1. April 1954 ab gemeinsamen Unterbringung des 
Monopolamts und der VSt in Offenbach wird zu prüfen sein, inwie- 
weit eine Vereinheitlichung im Buchführungssystem und eine weitere 
Mechanisierung der Buchhaltung zweckvoll ist. Der Umfang der Me- 
chanisierung hängt auch von der noch schwebenden Frage der Ein- 
führung einer Betriebsbuchhaltung mit Betriebsabrechnungsbogen ab. 


Tz. 8 

Geschäfts- und Betriebsjahr 

1. Oktober bis 30. September — § 1 der Ausführungsbestimmungen 
(Grundbestimmungen) zum BrtwMonGes. — 


Tz. 9 

U msätze 

seit Bestehen der BfB (ohne Branntweinsteuer) 


Zeitraum hl W DM durchschnittl. 

je hl W 

DM 


1. Okt. 1950 bis 30. Sept. 1951 924 800 149 799 200,— 161,98 

1. Okt. 1951 bis 30. Sept. 1952 1 056 830 190 568 900,— 180,33 


Die Umsätze verteilen sich mengenmäßig 


auf für 

Branntwein 1950/51 1951/52 

zum V. H. V. Fi. 


regelmäßigen Verkaufspreis 40,7 34,2 

ermäßigten Verkaufspreis 2,3 1,9 

besonderen ermäßigten Verkaufspreis .1,7 1,5 

Essig-Branntweinpreis 7,9 6,9 

Ausfuhrpreis 1,6 13,7 

allgemeinen ermäßigten Verkaufspreis 42,0 38,0 

Treibstoff-Branntweinpreis 3,3 0,2 

besonderen Abrechnungspreis für 
Lieferungen an die Monopolver- 
waltung West-Berlin 0,5 3,6 


Bei dem Absatz von Branntwein zum regelmäßigen Verkaufspreise 
war mengenmäßig ein wesentlicher Rückgang zu verzeichnen. Daß 
die Gesamtumsätze trotzdem stiegen, beruht hauptsächlich auf der 
Steigerung des Absatzes von Ausfuhrbranntwein. Die Erhöhung der 
Umsatzwerte beruhte wesentlich auf der am 12. Dezember 1951 er- 
folgten Erhöhung der Verkaufspreise z. B. für Trinkbranntwein von 
270 DM auf 345 DM/hl W und für Branntwein zum allgemeinen er- 
mäßigten Verkaufspreise von 85 DM auf 95 DM/hl W. 
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Bilanzbesprechung 

Tz. 10 

Die Bilanzen der VSt für den 1. April 1950, 30. September 1950, 
30. September 1951 und 30. September 1952 (Anlage 1 bis 7) wurden 
vom BRH in Anlage 8 zusammengestellt. Dabei wurde die Gliede- 
rung der Posten des Anlagevermögens in den BfB-Bilanzen über- 
nommen. 


Tz. 11 

Die von der VSt auf der Passivseite ausgewiesenen W ertberichtigungen 
sind in Anlage 8 unmittelbar bei den Aktivposten abgesetzt; das 
konnte bei den Bilanzen per 1. April und 30. September 1950 aller- 
dings nur summarisch geschehen, weil der Einzelnachweis ohne 
weitere zeitraubende Feststellung nicht möglich war (vgl. Tz. 5). 


Tz. 12 

Bilanz per 1. April 1950 

Die Aufgaben der RfB waren mit der Kapitulation treuhänderisch auf 
die Länder übergegangen. Die Monopoleinnahmen flössen von da ab 
den Ländern zu. Durch Erlaß des BMF vom 31. März 1950 wurde im 
Einvernehmen mit den Finanzministern der Länder mit Wirkung 
vom 1. April 1950 die „Übcrleitungsstelle für das Branntweinmo- 
nopol" geschaffen. Ihr wurden zwar die der RfB zugewiesenen 
Aufgaben übertragen, die Dienststellen der Länder blieben aber 
weiterhin mit der Durchführung des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol befaßt. Der Ertrag aus dem Branntweinmonopol ging vom 
1. April 1950 ab von den Ländern auf den Bund über (§ 3 des 1. ÜG.). 
Die BfB wurde dann erst durch Gesetz vom 8. August 1951 errichtet 
und zwar mit Wirkung bereits ab 1. Oktober 1950 (Gesetz über 
die Errichtung der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein vom 
8. August 1951 — BGBl. I S. 491 — ). Das Gesetz über das Brannt- 
weinmonopol vom 8. April 1922 (RGBl. I S. 405) blieb nach wie 
vor in Geltung. 

Die Abrechnung zwischen Bund und Ländern für den Übergangs- 
stichtag (31. März 1950) ist durch die §§ 18, 19 des 1. ÜG geregelt. 
Danach sollen alle bis zum 31. März 1950 eingegangenen einsdilä- 
gigen Steuerbeträge den Ländern, alle nach diesem Stichtage einge- 
gangenen dem Bund zufließen. Zur Ermittlung des Reingewinns aus 
dem Branntweinmonopol ist eine Zwischenbilanz per 31. März 1950 
aufzustellen. Dieser nadi kaufmännischen Grundsätzen zu ermit- 
telnde Reingewinn soll den Ländern zustehen. Im übrigen gehen 
Vermögen und Schulden auf den Bund über (§§ 3, 4 des Gesetzes 
über die Errichtung der BfB). 

Die Monopolverwaltungen der Länder haben demgemäß Zwischen- 
bilanzen aufgestellt. Diese Bilanzen sind durch die BfB zwar zu einer 
Gesamtbilanz zusammengestellt worden; diese Gesamtbilanz kann 
aber nicht als geeignete Anfangsbilanz der BfB anerkannt werden, 
weil, wie der BRH durdi seine Prüfungen festgestellt hatte, die 
Länder bei der Aufstellung ihrer Zwischenbilanzen insbesondere bei 
der Bewertung der Warenbestände und bei der Bildung der soge- 
nannten Rücklagen z. T. verschiedene Grundsätze angewandt hatten. 
Inzwischen ist die Warenbewertung des BRH in seinen Prüfungs- 
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bllanzen von den Ländern im wesentlldien anerkannt. Als Rück- 
lagen werden in diesem Zusammenhang in Fortsetzung der Übung 
der RfB die Beträge des bilanzmäßigen Reingewinns verstanden, die 
entsprechend dem § 86 BrtwMonGes. nicht an Landeskassen — 
Bundeskasse — abgeführt werden können, weil sie zu „Betriebs- 
mitteln oder sonstigen Verwaltungszwecken zurückzuhalten“ sind. 
Bei der Bildung derartiger Rücklagen muß grundsätzlich davon aus- 
gegangen werden, daß der gesamte Reingewinn abzuliefern ist; nur 
insoweit er nicht in liquiden Mitteln verfügbar ist oder die etwaigen 
liquiden Mittel als Liquiditätsreserve benötigt werden, ist er nicht 
abzuführen. Dieser Grundsatz schließt ein, daß andererseits auch nur 
die Teile des Reingewinns abgeliefert werden, die unter Berück- 
siditigung dieser Liquiditätsrücksichten verfügbar sind. 

In der Zeit, während der das Monopol durch die Länder betreut 
wurde, hatten einige Länder diese Liquiditätsrücksichten beim Ab- 
ziehen der Reingewinne mehr oder weniger außer Betracht gelassen. 
Infolgedessen wiesen zwar einige Länderbilanzen nach Meinung des 
BRH angemessene Rücklagen aus — nämlich die Teile der Rein- 
gewinne, die nicht in liquiden Mitteln vorhanden waren oder als 
pqulditätsreserve zurückbehalten waren — , während andere über 
ihre liquiden Möglichkeiten hinaus die Gewinne abgezogen und keine 
oder zu gering bemessene Rücklagen gebildet hatten. Der BRH hatte 
in seinem Bestreben nach einem angemessenen Ausgleich zwischen 
den Belangen des Bundes und den Auffassungen der Länder in seinen 
Prüfungsbilanzen außer dem Anfangsvermögen per 21. Juni 1948 
von den in der Zeit seit der Währungsreform bis zum 31. März 1950 
entstandenen Bilanzgewinnen von insgesamt rd. 94 Mio DM etwa 
25 V. H. als nicht durch die Länder abziehbaren Reingewinn und 
damit als den sogenannten Rücklagen zuführpflichtig ausgewiesen. 
Die Finanzminister der meisten Länder waren hiermit nicht einver- 
standen; sie vertraten die Ansicht, daß über die ganze oder teilweise 
Ausschüttung oder Nichtausschüttung des Reingewinns, der während 
der Zeit entstanden war, in der die Verwaltung des Monopols ihnen 
oblag, allein sie veranwortlich hätten verfügen können. Sie beriefen 
sich dabei auf § 19 des 1. ÜG, der den Gewinn den Ländern zu- 
spräche. Die Länder lehnten damit die Verpflichtung zur Bildung 
von Rücklagen grundsätzlich ab. Der BMF versprach sich von weiteren 
Verhandlungen mit den Ländern keinen Erfolg (Erl. vom 23. Januar 
1953 II C 4200 — 5/53) und ersuchte deshalb den BBJd, „nach § 20 
des 1. ÜG gemeinsam mit den zuständigen obersten Rechnungs- 
prüfungäbdhörden der Länder zu prüfen, ob . . . das finanzielle 
Ergebnis der Überleitung den Grundsätzen des § 19 a. a. O. ent- 
spricht,“ 

Zur Vorbereitung dieser Prüfungen fanden bei dem BRH eingehende 
Besprechungen mit den Rechnungshöfen der Länder statt. Die Mehr- 
zahl der Vertreter der Rechnungshöfe der Länder tellte^dle Auffas- 
sung der Finanzminister der Länder; sie gaben aber schließlich in einer 
gemeinsamen Erklärung dem BRH ihre Ansicht dahin kund, sie 
seien der Meinung, „daß bei Entscheidung der hier entstandenen 
Streitfrage auch Billigkeitserwägungen herangezogen werden sollten“ 
und daß sie „daher glaubten, ihren Landesministerien folgenden Ver- 
gleichsvorschlag machen zu können: 

1. Dem Bund wird die am 21. Juni 1948 bereits angesammelte Be- 
triebsmittelrücklage zur Verfügung gestellt; 

2. Diese Betriebsmittelrücklage wird um 10 v. H. des vom 21. Juni 
1948 bis zum 31. März 1950 erzielten Gewinns erhöht.“ 
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Der BRH würd^, um die Regelung im Sinne des § 19 des 1. ÜG 
zum Abschluß zu bringen und damit der BfB die Finanzierungs- 
grundlage zu schaffen sowie die Aufstellung richtiger Bilanzen zu 
ermöglichen, in Übereinstimmung mit den Rechnungshöfen der 
Länder, einer solchen Regelung zwischen dem BMF und den Finanz- 
ministern (Finanzsenatoren) der Länder nicht widersprechen. 

Im Zeitpunkt der Abfassung dieses Berichts ist die Angelegenheit 
noch nicht vollständig geklärt. 

Die Passiv-Posten 2 a und b der Bilanzzusammenstellung (Anlage 8) 
werden infolge der geschilderten Umstände Veränderungen erfahren 
müssen, die gegebenenfalls frühestens bei der Bilanz zum 30. Sep- 
tember 1954 berücksichtigt werden können. 


Tz. 13 

Die Ausgangswerte für das Anlagevermögen sind aus den Zwischen- 
bilanzen der Monopolverwaltungen der Länder per 31. März 1950 
entnommen. Wesentliche Beanstandungen waren gegen die Bewer- 
tung nicht zu erheben. 

Tz. 14 

Die Anlagenkartei befindet sich noch im Aufbau. Das Eigentum des 
Bundes an den Grundstücken war nicht vollständig durch Grund- 
buchauszüge und sonstige amtliche Urkunden nachgewiesen, weil 
sich diese im Prüfungszeitpunkt zum größten Teil noch in Berlin be- 
fanden. Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Eigentums an den bilanz- 
mäßig ausgewiesenen Grundstücken und Gebäuden bestehen jedoch 
nicht. Die Heranziehung der Unterlagen ist inzwischen veranlaßt 
worden. 

Tz. 15 

Die Zugänge seit dem 1. April 1950 sind mit den Anschaff ungs- 
(HersteIlungs-}kosten aktiviert. Sie waren zur Behebung von 
Schäden, zur Einrichtung, Erweiterung oder zur Modernisierung not- 
wendig. Die im Berichtszeitraum vorgekommenen wesentlldisten 
Zugänge an Anlagevermögen — mit Ausnahme der im Bau befind- 
lichen Werte — verteilen sich (In abgerundeten vollen 1000 DM) 


auf 

für 

für 

für 

Grundstücke und Gebäude 

Maschinen u. 

Transport- 

zu 

Betriebs- Wohn- 

masdiinelle 


zwecken 

Anlagen 

gerate 


rd. DM 

rd. DM 

rd. DM 

Außenabt. 
Hamburg . . 

145 000 — 


49 000,— 

Karlsruhe . . 



26 000,— 

München . . 

187 000,— 

434 000,— 

23 000,— 

Neu-Isenburg 

11 000,— 417 000,— 

105 000,— 

23 000,— 

Nürnberg . . 

87 000,— 

426 000,— 

17 000,— 

Monopolamt 
Bad Homburg 

97 000,— 




944 000,— 

965 000,— 

138 000,— 
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Tz. 16 


Dk per 30. September 1952 im Bau befindlichen Anlagen betreffen 
insbesondere 

a) die Neubauten von Behältergebäuden mit und ohne 
Abfertigungshallen 

in Düsseldorf mit rd. 

in München mit rd. 

in Nürnberg mit rd. 

b) die maschinellen Anlagen 
in München mit . . . 
in Neu-Isenburg mit . 
in Nürnberg mit . . 

Tz. 17 

Per 30. September 1950 waren vorhanden 522 Kesselwagen und rd. 
14 000 Fässer. 

Tz. 18 

Die Abgänge an Anlagewerten beruhen auf natürlicher Abnutzung 
oder auf Unbrauchbarkeit. Sie wurden mit den Buchwerten ausge- 
bucht. 

Tz. 19 

Die Abschreibungen der Anlagewerte werden nicht von den Aktiv- 
beständen abgesetzt, sondern als Wertberichtigung ausgewiesen; in 
Anlage 8 sind sie abweichend hiervon bei den Aktivbeständen be- 
rücksichtigt. 

W ertberichtigungen 


Stand: 30. September 1952 2 855 031,49 DM 

Stand: 1. April 1950 783 866,18 DM 

Zugang: 2 071 165,31 DM 


Die Abschreibungssätze waren bis 30. September 1951 teils höher, 
teils niedriger als die Sätze der RfB, bleiben aber im ganzen In 
diesem Rahmen. Vom 1. Oktober 1952 ab gelten verfeinerte und 
mehr auf die Besonderheiten des Betriebs abgestellte Abschreibungs- 
sätze, die durchweg niedriger liegen als bisher. Darin ist neben der 
Abnutzung entsprechend der gewöhnlichen Nutzungsdauer auch eine 
außergewöhnliche technische und wirtschaftliche Abnutzung berück- 
sichtigt. Inwieweit diese Abnutzung bei der Bemessung der Ab- 
schreibungssätze geltend gemacht werden kann und zu berücksichtigen 
ist, wird bei späterer Prüfung, die sich auch auf die Wirtschaft- 
lichkeit der Außenstellen zu erstrecken hat, naher erörtert werden. 
Die Absetzungen für Abnutzung halten sich in vertretbaren Grenzen. 


rd. 460 000,— 
rd. 122 000,— 
rd. 200 000,— 


DM 

832 000,— 
587 000,— 
529 000,— 


Tz. 20 

Waren und sonstige Vorräte 

Die Bilanz per 1. April 1950 zeigt die von den Monopolverwaltungen 
der Länder angegebenen Werte. Sie sind nach Feststellung des BRH 
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im ganzen zu hoch. Es wird damit gerechnet v/erden können, daß die 
Länder sich für die Auseinandersetzung zwischen Bund und Ländern 
wegen der Überleitung des Branntweinmonopols auf die BfB den 
Bewertungsgrundsätzen des BRH anschließen. 

In den Bilanzwerten per 30. September 1952 sind enthalten: 

Branntwein 96 253 243,31 DM 

Vergällungsmittel 294 660,30 DM 

Sonstige Vorräte 1 529 010,09 DM 

98 076 913,70 DM 

Über die mengen- und wertmäßige Entwicklung der Branntweinbe- 
stände wird auf Anlage 9 verwiesen. Sie zeigt ein Ansteigen der 
Branntweinbestände von rd. 

542 000 hl W Bestandswert rd. 60 Mio DM am 31. März 1950 auf 

675 400 hl W Bestandswert rd. 68 Mio DM am 30. Sept. 1950 auf 

840 300 hl W Bestandswert rd. 82 Mio DM am 30. Sept. 1951 auf 

878 300 hl W Bestandswert rd. 96 Mio DM am 30. Sept. 1952. 

Die Steigerung ist eine wesentliche Belastung für die Monopol Ver- 
waltung, die deshalb bemüht ist, Maßnahmen zur Senkung der Vor- 
räte zu treffen. Nach Schluß des Betriebsjahres 1951/1952 ist bereits 
eine erhebliche Senkung der Bestände durchgeführt worden. Der 
große Vorrat von Branntwein für motorische Zwecke, für den im 
Inland keine Absatzmöglichkeit bestand, wurde in das Ausland aus- 
geführt und dafür im Tauschwege anderer Branntwein, der für den 
Inlandsbedarf geeignet Ist, eingeführt. Dadurch sind die Bestände 
zwar mengenmäßig gesenkt, der Warenwert jedoch nicht wesentlidi 
verändert worden. Eine Senkung der Bestände auf eine etwa dem 
Bedarf eines halben Jahres entsprechende Menge Ist aus wirtschaft- 
lichen Gründen dringend erforderlich. Für das Betriebsjahr 1952/1953 
sind die Brennrechte bereits heruntergesetzt worden. Die Monopol- 
verwaltung hofft zwar, mit dieser Maßnahme auszukommen, doch 
wird die außerordentliche Höhe der Branntweinbestände weitere 
Maßnahmen erfordern. 

Zu den Grundsätzen, die die Monopolverwaltung bei der Wertbe- 
messung der Warenbestände anwenden muß. Ist folgendes zu sagen: 

Die Preise für den von ihr zu übernehmenden Branntwein (Über- 
nahmepreise) werden von der Monopolverwaltung mit verbindlicher 
Wirkung allgemein mit Beginn des Betriebsjahres festgestellt (§ 63 ff. 
BrtwMonGes.). Die VSt hat beim Einkauf des ablieferungspflichtigen 
Branntweins nicht freie Hand. Auch der Umfang der Ausnutzungs- 
möglichkeit der Brennrechte wird bereits zu Beginn des Betriebs- 
jahres festgelegt (§ 40 a. a. O.). Die Monopolverwaltung muß dann 
den Branntwein ohne Rücksicht auf die jeweiligen Absatzmöglidi- 
keiten übernehmen. Für den Verkauf besteht für sie im allgemeinen 
der Zwang zur Lieferung, wenn die allgemeinen Verkaufsbedingun- 
gen erfüllt sind. Sie muß bei der Festsetzung der Brennrechte, der 
Übernahme- und Verkaufspreise weitgehend Rücksicht auf die wirt- 
sdiaftliche Lage ihrer Lieferanten und Kunden nehmen. Im übrigen 
Ist ihr für die Festsetzung der Jahresbrennrechte, der Übernahme- 
und Verkaufspreise ein Gewerbeausschuß gesetzlich beigegeben. In 
dem Vertreter der Erzeuger und der Branntweinverarbeiter, der BMF, 
das Bundesministerium für Wirtschaft und das für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, sowie die Einfuhr- und Vorratsstellc für 
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Getreide vertreten sind. Infolge dieser Umstände ergibt sich u. a., 
daß die BfB in gewissen Fällen Preise festsetzen muß, die rein kauf- 
männischen Grundsätzen vom Standpunkt der BfB aus nicht gerecht 
werden. Diese in der Natur des Branntweinmonopols liegenden Um- 
stände zwingen dazu, bei Bewertung der Warenbestände weitgehend 
auch längere Zeit nach dem Bilanzstiditage liegende Verwertungs- 
möglichkeiten der Branntweinbestände zu berücksichtigen. Sie wird 
deshalb u. U. unter den Übernahmepreis heruntergehen müssen. 

Die VSt hatte keine Möglichkeit, die per 30. September 1950 vor- 
handenen Branntweinbestände nach einheitlichen Grundsätzen zu 
bewerten, weil die Außenstellen als Länderverwaltungen insoweit 
nicht an ihre Weisungen gebunden waren. Die einzelnen Sorten 
waren überdies wegen der verschiedenen Herkunft und bei der noch 
unterschiedlichen Höhe der Einstandspreise keineswegs gleichmäßig 
zu bewerten. Es sind daher von der Überleitungsstelle nur allgemeine 
Richtlinien gegeben worden. So bleibt der in der Bilanz per 30. Sep- 
tember 1950 angegebene Warenwert nur eine Zusammenstellung der 
einzelnen Werte aus den Länderbilanzen und ist auch nur im großen 
und ganzen einheitlich. Die Bewertung entsprach, im ganzen gesehen, 
etwa den erzielbaren Absatzpreisen. Sie lag allgemein im Durch- 
schnitt mit 99,81 DM/hl W etwas höher als bei der einheitlich durch- 
geführten Bewertung für das Betriebsjahr 1950/1951. Die Bilanz per 
30. September 1951 weist bei einem Branntweinbestand von rd. 
840 000 hl W einen Wert von rd. 82 Mio DM aus, im Durchschnitt 
97,56 DM/hl W. Im einzelnen sind hier die verschiedenen Sorten zur 
Hälfte mit den Einstandspreisen, zur anderen Hälfte mit 70 DM/hl W 
eingesetzt worden. Dieses Verfahren wurde gewählt, weil erfah- 
rungsgemäß mehr als 50 v. H. des Absatzes auf den technischen 
Sektor entfallen, für den eine Höherbewertung als mit 70 DM/hl W 
bei dem Stand des Verkaufspreises nicht vertretbar erschien. Im Bc- 
triebsjahr 1951/1952 war durch den fast völligen Ausfall des Absatzes 
von Branntwein für motorische Zwecke ein sehr hoher Bestand an 
geringwertigem Branntwein angewachsen, für den im Inland kein 
Absatz zu tragbaren Preisen mehr möglich war. Diese Ware ist des- 
halb nur mit 56 DM/hl W eingesetzt worden; im übrigen ist der 
Branntwein für technische Zwecke mit 76 DM/hl W (ein Preis, der 
zu dem beim Absatz zu erzielenden Preis in einem angemessenen 
Verhältnis steht) und der übrige mit 180 DM/hl W (ein Preis, der 
dem Durchschnitt der Übernahmepreise für diesen Branntwein ent- 
spricht) bewertet worden. 

Sachlich kann dieses Verfahren als vorsichtig bezeichnet werden. Es 
ist zu berücksichtigen, daß im Dezember 1952 bei fast allen Brannt- 
weinsorten eine Senkung der Verkaufspreise erfolgte, und daß die 
Notwendigkeit zu dieser Senkung bei der Aufstellung der Bilanz per 
30. September 1952 bereits erkennbar war. Andererseits ist die durch 
den hohen Branntweinbestand verursachte Bedrängnis in gewissem 
Umfang bereits gemildert durch die inzwischen durchgeführte Aus- 
fuhr des für motorische Zwecke bestimmten Branntweins. Der Durch- 
schnittspreis aller Bestände errechnete sich hiernach auf 109,59 DM/ 
hl W gegenüber 97,56 DM/hl W im Vorjahr. Erläuterungen zu den 
Fehl- und Mehrmengen siehe Anlage 10 . 

Die Warenbestände sind ebenso wie die Anlagewerte entsprechend 
dem Grundsatz der Selbstversicherung nicht gegen Feuer und Explo- 
sionsgefahren versichert, ausgenommen die Außenabteilungen Ham- 
burg und Neu-Isenburg; dort besteht Versidierungszwang auf Grund 
von Landesgesetzen. 
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Tz. 21 


Die Forderungen auf Grund von Warenlieferungen und Leistungen 
bestehen in 

26 524 729,60 DM Forderungen aus Branntweinsteuer und in 
3 108 002,55 DM sonstigen Forderungen 

29 632 732,15 DM, von denen 

21 671,96 DM als zweifelhaft abgeschrieben wurden. 

29 611 060,19 DM Bilanzwert 

Die Forderungen sind gegenüber den Vorjahren infolge des größeren 
Umsatzes zwar absolut gestiegen, halten sich aber, gemessen am 
Bilanzvolumen, an den 3 Bilanzstichtagen in etwa gleicher Flöhe. Ein 
Vergleich auch mit dem Bilanzausweis per 1. April 1950 hinkt, weil 
von den Monopolverwaltungen einzelner Länder die Forderungen 
für gestundete Branntweinsteuer und die Forderungen ohne Brannt- 
weinsteuer nicht getrennt gehalten wurden. Dieser Mangel konnte 
bei der Aufstellung der Bilanzen der BfB, die durch Zusammenfas- 
sung der Länderbilanzen vorgenommen ist, nicht beseitigt werden, 
zumal die Verwaltung sich erst im Aufbau befand und eigene Bilan- 
zen nicht unabhängig von den Länderbilanzen aufstellen konnte. 

Die Bewilligung von Stundungen für Branntweinsteuer für rd. 
26 525 000, — DM per 30. September 1952 ist allgemein durch den 
BMF geregelt worden. Die gestundeten Beträge sind nominell in 
voller Flöhe durch Sicherheitsleistungen gedeckt. Die Sicherheiten 
hatten einen Wert am 30. September 1951 von 30 057 179, — DM 
und am 30. September 1952 von 35 490 473, — DM. Die Sicherheiten 
wurden durch Stichproben geprüft und insoweit für ausreichend be- 
funden. Die Auswahl der Sicherheiten und die Prüfung der An- 
nahmewerte wird nach besonderen Richtlinien und sehr vorsichtig 
gehandhabt. 

Die „sonstigen“ Forderungen von 3 108 002,55 DM vermindern 
sich um die zweifelhaften von 21 671,96 DM auf 

3 086 330,59 DM. 

Sie bestehen in 

a) Forderungen auf Grund von Warenlieferungen 

und Leistungen mit 979 403,99 DM 

Der Eingang auch dieser Forderungen wird 
laufend überwacht, so daß eine rechtzeitige 
Abrechnung gewährleistet erscheint. Damit ist 
der in früheren Jahren festgestellte Mangel 
behoben, daß die Kaufgelder von Vertriebs- 
stellen teilweise schleppend eingingen. 

b) Forderungen an Betriebsangehörige aus in der 
Hauptsache Vorschüssen an Dienstbezügen und 
noch nicht abgetragenen Hausratsdarlehen, 
die durch Eigentumsübertragung gesichert sind, 

mit 181 894,53 DM 

c) nach dem 30. September 1952 fällig werdenden 
Einnahmen an Dahrlehenszinsen und Mieten, 
die für die Zelt bis 30. September abgegrenzt 

und insoweit als Forderungbehandelt sind, mit 54 064,54 DM 
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d) den sonstigenForderungen von 1 870967,53 DM, 
worin u. a. die von den Oberfinanzkassen erst 
im Oktober eingegangenen Branntweinauf- 
schlagspitzen, Unterschiedsbeträge und Siche- 
rungsgelder mit 1 407 666,56 DM enthalten 
sind; außerdem eine Forderung an den Ver- 
sicherungsverein der Angestellten der VSt der 
RfB mit 298 551,78 DM für zuviel gezahlte 
Rentenzuschüsse. Der Ausgleich für die letzte 
Forderung ist im Oktober 1952 und Februar 
1953 vorgenommen worden. 


Tz. 22 

Die flüssigen Mittel per 30. September 1952 von zusammen 
9 722 047,78 DM — rd. 6,3 v. Fi. der Bilanzsumme — sind gegen- 
über dem 1. April 1950 (15,5 v. H. der Bilanzsumme) um 
6 524 991,56 DM zurückgegangen. Die flüssigen Mittel per 30. Sep- 
tember 1952 bestanden in 


Bargeld 26 384,73 DM 

Schecks 21 623,85 DM 

Postscheckguthaben 133 808,32 DM 

lfd. Guthaben bei verschiedenen Banken .... 7 535 716,99 DM 

Festgeld 2 004 513,89 DM 


9 722 047,78 DM. 


Beim Übergang auf den Bund sind am 1. April 1950 aus den Bilanzen 
der Monopolverwaltungen der Länder vei^hältnismäßig hohe Bestände 
hauptsächlich an Bankguthaben übernommen worden. Sie vermin- 
derten sich einmal dadurch, daß rd. 4,7 Mio DM von Ländern als 
Gewinn aus früherer Zeit abgezogen wurden; zum anderen wurden 
Bankschulden einzelner Länder mit über 10 Mio DM abgedeckt. So 
ergab sich bis zum 30. September 1950 die Notwendigkeit, Kassen- 
kredite von insgesamt 11 642 000, — DM beim BMF in Anspruch zu 
nehmen, die allerdings im Laufe des nächsten Geschäftsjahres zurück- 
gezahlt wurden. Weiterhin mußte die BfB die über ihre Absatz- 
möglichkeiten hinausgehende Erzeugung von Branntwein an die 
Brenner bezahlen und schließlich weitere 5 Mio DM an einzelne Län- 
der abführen. Die noch per 30. September 1951 verhältnismäßig 
hohen flüssigen Mittel wurden auch dadurch vermindert und für 
anderweiten Einsatz verfügbar gemacht, daß die FFauptverwaltung 
der VSt ab 15. Oktober 1951 eine strengere Lenkung des Geldver- 
kehrs gegenüber ihren Außenabteilungen durchführte insofern, als 
sie die jeweils sofortige Überweisung der verfügbaren Geldmittel ver- 
langt und diesen Geldverkehr durch die seit kurzem eingeführte 
Vorlage von täglichen Kassenberichten durch die Außenstellen nach- 
prüft. Der Bedarf der VSt an flüssigen Mitteln schwankt im übrigen 
natürlich erheblich; sie muß in der Lage sein, kurzfristig ihre Ver- 
bindlichkeiten (vor allem für Betriebskosten, Übernahmegelder für 
Brenner — § 75 BrtwMonGes.) abzudecken. Daraus ergibt sich, 
daß die BfB stets erhebliche Geldmittel zurückhalten muß und daher 
auch hohe Bankbestände ausweist. Da die Mittel der BfB aber Bun- 
desmittel Im Sinne der RFiO sind, müssen diese Guthaben — soweit 
sie aus betrieblichen Gründen nicht auf Bank- usw. Konten gehalten 
werden müssen — bei der BFFK zur Verfügung auf jeweiligen Ab- 
ruf eingezahlt werden anstatt, daß sie, wie bisher, als Liquidltäts- 
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res^rven bei privaten Bankanstalten, z, B. als Festgeld geführt werden, 
da das eine unwirtschaftliche Anlage von Bundesmitteln darstellt. 
Dabei sind nicht mehr benötigte Mittel an die BHK abzuliefern, 
da eine Ansammlung flüssiger Mittel über eine angemessene Liquidi- 
tätsreserve hinaus nicht vertretbar ist. 

Tz. 23 

Langfristige Forderungen 

Bestand laut Bilanz am 30. September 1952 2 288 424,89 DM 

am 1. April 1950 458 535,00 DM 

Zugang 1 829 889,89 DM 

Bei den per 30. September 1952 ausgewiesenen zehn größten lang- 
fristigen Forderungen handelt es sich um folgende; 


Darlehnsnehmer 

Art 

DM 

Holzverzuckerungs GmbFl., 
Holzminden 

Baudarlehcn 

1 350 000 — 

Zellstoff-Fabrik Waldhof, 
Wiesbaden 

Baudarlehen 

280 000 — 

Kornbranntwein-Verwer- 
tungs GmbH. Münster (Westf.) 

Darlehen 

160000,— 

Wayss & Freytag, 

Frankfurt (Main) 

Bau dariehen 

123 750,— 

Witwe Balsam, 

Düsseldorf 

Baudarlehen 

78 000,— 

Sinner AG., 

Karlsruhe 

Bau dariehen 

57 000,— 

Friedrich Schwab, 

Seligenstadt 

Baudarlehen 

52 858,— 

Friedrich MÖssinger, 

Karlsruhe 

Baukosten- 

zuschuß 

39 524,— 

Deutsche Edelbranntwein- 
stelle „DEBS“, Karlsruhe 

Betriebsmittel- 

vorschuß 

24 000,— 

Gemeinnütziger Wohnungs- 
bau, Neu-Isenburg 

Baudarlehen 

24 000,— 


Zusammen: 

2 189 132,— 

Die restlichen 


99 292,89 


verteilen sich auf 17 versdiiedene Schuldner je unter 
20 000, — DM und betreffen hauptsäclilich Wohnungs- 
baudarlehen. 

Die Darlehen sind durchweg im wirtschaftlichen Interesse der Mono- 
polverwaltung gegeben worden, und zwar zur Förderung der Er- 
zeugung und zur Schaffung von Reinigungsmöglichkelten für Brannt- 
wein sowie zur Schaffung von Büroräumen und von Wohnraum für 
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Verwaltungsangehörige. Die Verträge sind zum größten Teil von 
den Monopolverwaltungcn der Länder abgeschlossen oder doch ver- 
handlungsmäßig schon so weit vorbereitet gewesen, daß Bindungen 
der Monopolverwaltung Vorlagen. 

Die Verträge entsprechen nicht in allen Fällen den Anforderungen, 
die nunmehr nach den Richtlinien der Bundesregierung über Zuwen- 
dungen des Bundes an außerhalb der Bundesverwaltung stehende 
Stellen und für den Nachweis der Verwendung der Mittel nach § 64 a 
Abs. 1 RHO zu stellen sind. Es wird von der Verwaltung geprüft, ob 
noch nachträglich eine Anpassung der Verträge an diese Ridhtlinien 
möglich ist. 

Tz. 24 

Auf die Erörterung der übrigen Aktivposten wird wegen ihrer ver- 
hältnismäßigen geringen Höhe verzichtet; sie machen insgesamt rd. 
80 000, — DM aus. 

Tz. 25 

Die Verbindlichkeiten gegenüber dem Bund mit 3 Mio DM in Aus- 
wirkung des § 18 des BrtwMonGes. (Kosten der Verwaltung des Mo- 
nopols durch die Finanzbehörden) sind inzwisdien abgedeckt. Wegen 
des s. 2. nicht geklärten Sachverhalts sind für die Bilanzstichtage vom 
30. September 1950 und 30. September 1951 entsprechende Beträge 
nicht gesondert ausgewiesen, sondern in dem Posten „Rückstellun- 
gen“ berücksichtigt worden. 

Tz. 26 

Wegen der in der Bilanz per 30. September 1950 ausgewiesenen 
Verbindlichkeit gegenüber dem Bund aus Anlaß der Inanspruch- 
nahme von 5 Krediten mit zusammen 1 1 642 000, — DM wird auf 
Tz. 22 Abs. 2 verwiesen. 

Tz. 27 

In den an die Bundeskasse noch abzuführenden Branntweinsteuer- 
beträgen per 30. September 1952 mit 28 171 198,66 DM ist die in 
den Forderungen enthaltene gestundete Branntweinsteuer in Höhe 
von 26 524 729,60 DM einbegriffen (vgl. Tz. 21 Abs. 1). 

Tz. 28 

Als Abwicklungsposten der Länder sind in Anlage 8 


ausgewiesen 57 709 206,31 DM. 

Es handelt sich dabei, abgesehen von einigen 
Nachtragsbuchungen, 

a) um 26 082 286,21 DM, 


die die Länder in ihren Zwischenbilanzen 
zum 31. März 1950 gern. § 19 des 1. ÜG als 
Gewinn ausgewiesen hatten, wobei der auf 
Grund der Entscheidung gern. § 20 des 1 . ÜG 
für das Land Niedersadisen sich ergebende 
Mehrgewinn zugesetzt und die seitdem an 
die Länder ausgezahlten Beträge abgesetzt 
sind; 
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31 626 920,10 DM, 


b) um 

die die Länder während der Zeit, in der 
sie das Monopol verwalteten, den sogen. 

Rücklagen zugeführt hatten, ohne die auf 
Grund der Entscheidung zu a) sich erge- 
bende Minderung, aber einschl. des am 
8. Mai 1945 übernommenen Vermögens 
der RfB. 

Diese Beträge ändern sich je nach dem Ausfall der Vereinbarungen 
mit den Ländern (vgl. Tz. 12). 


Tz. 29 

Die Verbindlichkeiten auf Grund von Warenlieferungen und Lei- 
stungen betreffen überwiegend Verpflichtungen gegenüber Brenne- 
reien. 


Tz. 30 

Die in der Bilanz per 1. April 1950 ausgewiesenen Bankschulden von 
rd. 10 Mio DM sind inzwischen getilgt. Dies war nur durch Auf- 
nahme von Krediten aus Bundesmitteln möglich (Tz. 26). Die Inan- 
spruchnahme der Banken war erforderlich geworden, teils um flüssig 
zu bleiben, teils um die von dem betreffenden Lande errechneten 
Monopolgewinne trotz Illiquidität der Monopolverv/altung abfüh- 
ren zu können. 


Tz. 31 

Der per 30. September 1952 gegenüber den Vorjahren so niedrige 
Ausweis für Rückstellungen beruht vor allem darauf, daß die neuen 
Verpflichtungen aus § 18 BrtwMonGes. nunmehr gesondert aus- 
gewiesen werden (vgl. Tz. 25). 

Von den Rückstellungen entfielen 

per 30. September 1950 3 325 000, — DM und 

per 30. September 1951 4 500 000, — DM 

auf Verpflichtungen aus § 18 BirtwMonGes. Von üen per 30. Sep- 
tember 1950 ausgewiesenen 3 325 000, — DM wurden bis 30. Sep- 
tember 1951 325 000, — DM als unverbraucht dem Gewinn wieder 
zugeführt. Andererseits wurden 1 500 000, — DM neu zurückge- 
stellt. Die Verpflichtungen aus § 18 a. a. O. waren per 30. Septem- 
ber 1952 abgedeckt. 

LOic per 30. September 1952 ausgewiesene Rückstellung von 
235 243,56 DM betrifft mit 200 000, — DM voraussichtliche Minc- 
ralölsteuer-Verpflichtungen aus dem Alkozol-Geschäft. Das Alkozol- 
Geschäft (Trciibstoffbeimischung) war ursprünglich von der Mono- 
polverwaltung Hamburg für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet betrie- 
ben und von der Überleitungsstelle ab 1. Oktober 1950 in der bis- 
herigen Weise V/ eitergeführt worden; es ist Inzwischen eingestellt. 
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Tz. 32 

Bundesmittel, die aus Reingewinnen stammen 

30. Scpt. 1950 30. Sept. 1951 30. Sept. 1952 

DM DM DM 

Den Vermögens- 
werten von ... 121 290 347,21 128 201 202,55 151 297 393,24 

stehen Ansprüche 

gegenüber von . 111 698 183,69 99 952 045,21 96 401 347,16. 

Der Unterschied 

von 9 592 163,52 28 249 157,34 54 896 046,08 

stellt Bundes- 
mittel dar, die 
aus seit 1 . April 
1950 nicht an die 
BHK abgeführ- 
ten oder abführ- 
baren Reinge- 
winnen angesam- 
melt wurden. Sie 
sind In den BfB- 
Bilanzen ausge- 
wiesen als 

Rücklagen . . 200 000,— 200 000,— 30 250 000,— 

Verhindllchkci- 
ten a. d. Bund 
f. einbehaltene 
ablieferungs- 
fähige Rein- 
einnahme . . 24 500 000, — 

Vortrag 9 392 163,52 28 049 157,34 146 046,08 

Von den Bundes- 
mitteln von . . 9 592 163,52 28 249 157,34 54 896 046,08 

stammen aus den 
laufenden Jah- 
resgewinnen 

(vgl. Tz. 33). . 9 592 163,52 18 656 993,82 26 846 888,74. 

Tz. 33 

Reingewinne 

a) Der Reingewinn per 30. September 1950 


von 9 592 163,52 DM 

wurde zur Rücklagenbildung verwendet 

mit 200 000,— DM 


und mit dem Rest von 9 392 163,52 DM 

auf neue Rechnung vorgetragen. 

b)Das Jahr 1950/51 erbrachte 

einen Reingewinn von 18 656 993,82 DM, 

der ebenfalls auf neue Rechnung 
vorgetragen wurde. 

Gesamtvortrag 28 049 157,34 DM 
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c) Der Reingewinn für 1951/52 

Ist durch die Gewinn- und Verlust- 
rechnung ausgewiesen mit .... 

Er erhöht sich um die aufgelöste 
Rücklage von 

auf 

und wurde verwendet zunächst zur 
Bildung der Rückstellung gemäß 
Tz. 31 von 


26 846 888,74 DM. 

2QQQQQ,— DM 

27 046 888,74 DM 

2QQ QQQ,— DM 
26 846 888,74 DM. 


Tz. 34 

Quellen der Reingewinne 

Der Reingewinn für 1950/51 1951/52 

rd. DM rd. DM 


von 18 657 000,— 26 847 000,— 

stammt aus Branntwelnaufschlag- 
und aus Monopolausgleich- 
spitzen — § 73 der Ausführungs- 
bestimmungen (Grundbestim- 
mungen) zum BrtwMonGes. — 


mit 15 041 800,— 15 750 800,— 

und mit 3 615 200,— 11 096 200,— 


aus dem Umsatzgeschäft. 

Eine Aufgliederung der Gewinne für die Zeit vom 1. April bis 
30. September 1950 nach diesem Gesichtspunkt war mangels aus- 
reichender Unterlagen nicht möglich. 


Tz. 35 

Reingewinn je hl W Umsatz 


Zeitraum 


Reingewinne 


Umsatz insgesamt jehlW aus dem je hl 

hl W Umsatz Umsatz- W 

geschäft Umsatz 
(Tz. 36) geschäft 

DM DM DM DM 


l.Okt. 1950 bis 

30. Sept. 1951 924 800 18 656 994,— 20,17 3 615 200,— 3,91 

1. Okt. 1951 bis 

30. Sept. 1952 1 056 830 26 846 889,— 25,40 11 096 200,— 10,50 
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Tz, 36 


Verbleib der Reingewinne (Stichtag 30. September 1952) 


Aus den Jahren 1950/51 

(ab 1. April 1950 

wurden verwendet =18 Monate) 

DM 

1951/52 

(12 Monate) 
DM 

zusammen 

DM 

zur Bildung von 
Betriebsmittelrücklagen 

9 000 000,— 

6 000 000,— 

15 000 000,— 

Rücklagen für Feuer- 
u. Explosionsschäden . 

600 000,— 

400 000,— 

1 000 000,— 

Rücklagen f. Verwaltungs- 
gebäude u. Einrichtungen 800 000, — 

800 000,— 

1 600 000,— 

Rücklagen zum Bau 
von Wohnungen . . . 

— 

150 000,— 

150 000,— 

Rücklagen für Anlagen 
und für Beteiligungen 
an Unternehmen . . . 

750 000,— 

500 000,— 

1 250 000,— 

Rücklagen für die Er- 
neuerung der Anlagen . 

2 250 000,— 

1 500 000,— 

3 750 000,— 

Rücklage für Unvor- 
hergesehenes .... 

4 500 000,— 

3 000 000,— 

7 500 000,— 

Summe der Rücklagen 

17 900 000,— 

12 350 000,— 

30 250 000,— 

Sonstige zurück- 
behaltene Reingewinne 

10 149 157,34 

14 350 842,66 

24 500 000,— 

Vortrag auf neue 
Rechnung 


146 046,08 

146 046,08 

Mithin verwendete 
Reingewinne .... 

28 049 157,34 

26 846 888,74 

54 896 046,08 


Tz. 37 

Es ist somit festzustellen, daß die gesamten Reingewinne am 30. Sep- 
tember 1952 noch im Betriebe steckten. Es mag dahingestellt bleiben, 
ob bei 'den damals voi^handenen flüssigen Mitteln, von denen mehr 
als 2 Mio DM als Festgeld angelegt waren, nicht doch eint Gewinn- 
abliejerung in gewissem Umfang möglich gewesen wäre. 


Tz. 38 

Die BfB ist bemüht, die Reingewinne so lange nicht abzuliefern, 
sondern zurückzuhalten ^ bis das Anlagevermögen und zumindest ein 
Teil des Umlaufvermögens gedeckt ist. Erst der dann verbleibende 
Reingewinn ist nach ihrer Ansicht abzuführen. Die BfB beruft sich 
dabei auf § 86 BrtwMonGes. 

Der BRH ist der Ansicht, daß die BfB grundsätzlich alle Reinge- 
winne an den Bund abzuliefern hat, soweit sie nidit für Investi- 
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tionen benötigt werden und die Liquiditätslage dies auch sonst zu- 
läßt. Liquide Mittel sollten der BfB nach Ansicht des BRH nur in- 
soweit belassen werden, als sie zur Abdeckung von laufenden Ver- 
bindlichkeiten in — vom Bllanzsüichtage aus gesehen — absehbarer 
Zeit dringend benötigt werden. 

In Tz. 42 wird die Vorlage eines Voranschlages außer für Erträge 
und Aufwendungen auch für Investitionen (einschl. zu aktivierender 
Instandsetzungen) für notwendig gehalten. Im Zusammenhang damit 
wird auch die haushalts- und die bilanzmäßige Behandlung der der 
BfB zu belassenden Mittel zu regeln sein. Der BRH hält die Auf- 
gliederung der Mittel in der von der BfB bisher geübten Form nicht 
für angebracht. Es genügt nach seiner Ansicht, 'die zugewiesenen 
Beträge insgesamt als eine „Betriebsmittelrücklage“ auszuweisen. 


Tz. 39 

Der auf der Passivseite der BfB-Bilanz für 1951/52 unter dem Bilanz- 
strich aufgeführte Schuldschein der Bundesschuldenverwaltung über 
10 Mio DM, der als Sicherheit für kurzfristig in Zeiten besonderer 
finanzieller Beanspruchung in Anspruch zu nehmende Kredite dienen 
soll, brauchte bisher nicht zur Kreditdeckung herangezogen werden. 
Die weitere Überlassung des Schuldscheins an die BfB erscheint nicht 
mehr erforderlich, da ein dringendes Bedürfnis bei der derzeitigen 
Liquidität nicht mehr bestehen dürfte. 


Tz. 40 

Vergleich der Monopolerträge mit den H aushaltsansätzen 

An Branntweinsteuer sind bei der Verwertungsstelle eingegangen: 

1949/1950 (1. April bis 30. Sept. 1950) . . . 124 338 326,73 DM 

1950/1951 (l.Okt. 1950 bis 30. Sept. 1951) . 209 623 466,64 DM 

1951/1952 (1. Okt. 1951 bis 30. Sept. 1952) . 210 538 673,92 DM 

Diese . 544 500 467,29 DM 

wurden wie folgt an den Bund abgeführt: 


1949/1950 119 227 325,53 DM 

1950/1951 

Rest für 1949/50 . . 5 111 001,20 

für 1950/51 . . 207 125 335,07 212 236 336,27 DM 

1951/1952 

Rest für 1950/51 . . 2 498 131,57 

für 1951/52 . . 210 538 673,92 213 036 805,49 DM 


544 500 467,29 DM 

In dem Betrag von 209 623 466,64 DM sind 4 702 561,86 DM 
Branntweinaufschlag enthalten, der irrtümlich als Branntweinsteuer 
aus Verkäufen an die VSt in Frankfurt (Main) abgeliefert worden 
war. Der Fehler wurde nach Abschluß der Bücher festgestellt. In 
der Statistik ist der Betrag richtig im Branntweinauf schlag enthalten. 

Die obigen Beträge stellen im übrigen nur hie kassenmäßig bei der 
VSt eingegangenen und an die BHK äbgeführten Branntweinsteuer- 
beträge idar. Außerdem fließen dem Bunde aber noch die kassenmäßig 
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bei den Zollkas-sen eingegangenen Branntweinsteuerbeträge, die von 
den Zollstellen erhobenen Beträge aus Branntweinaufschlag für ab- 
lieferungsfreien sowie aus Monopolausgleich für eingeführten Brannt- 
wein (Spirituosen) zu. Die insgesamt bei der BHK eingegangenen 
Branntweinmonopolabgaben betragen für 


1949/1950 182 181 985,27 DM 

1950/1951 509 738 341,72 DM 

1951/1952 535 037 657,60 DM 


1 226 957 984,59 DM 


dazu die Steuereinnahmen für die Zeit 
vom 1. Oktober 1952 bis 31. März 1953 (It. 

Statistik der Bundeseinnahmen) 303 121 426,41 DM 

insgesamt Aufkommen an Branntwein- 
steuer (1. April 1 950 bis 31. März 1953) . . 1 530 079 411, — DM 

In den Haushaltsplänen des Bundes sind in 
EpL XXIII Kap. 3 Tit. 7 „Aus dem Brannt- 
weinmonopol“ — ohne Berlin — veran- 
schlagt 


a) an Steuereinnahmen: 

Rj. 1950 

(1. 4. 50 bis 31. 3. 51) 485 Mio DM 

Rj. 1951 

(1. 4. 51 bis 31. 3. 52) 450 Mio DM 

Nachtrag 20 Mio DM 


Rj. 1952 

(1. 4. 52 bis 31. 3. 53) 470 Mio DM 

Nachtrag 20 Mio DM 

mithin Mehraufkommen an Branntwein- 
steuer 


Der Geschäftsgewinn der BfB für die Zeit 
vom 1. April 1950 bis 30. Sept. 1952 be- 
trägt nach Tz. 32 ff. 54 896 046,08 DM. 

Hierauf sind am 31. März 1953 an die 
Bundeshauptkasse abgeliefert nur .... 

In den Haushaltsplänen des Bundes — wie 
oben — sind veranschlagt 

b) als Geschäftsgewinn: 


Rj. 1950 15 Mio DM 

Rj. 1951 25 Mio DM 

Naditrag 5 Mio DM 

Rj. 1952 30 Mio DM 

mithin haushaltsmäßiges Minderauf- 


kommen an Geschäftsgewinn 

Mehraufkommen an Branntweinsteuer . . 

Es ergibt sich daher für die Gesamtzeit 
vom 1. April 1950 bis 31. März 1953 ein 
Mehr an Einnahmen aus dem Branntwein- 
monopol gegenüber den Haushaltsansätzen 
von über 


1 445 000 000,— DM 


85 079 411,— DM 


146 046,08 DM. 


75 000 000,— DM 


74 853 953,92 DM 
85 079 411,— DM 


10 000 000,— DM. 
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Tz. 41 


Ausgabennachweis 

Zu Beginn des Betriebsjahres 1951/52 waren 
an Finanzmitteln vorhanden 

Die Gcldeingänge (einschl. Branntwein- 
steuer) im Laufe 'des Betriebsjahrcs 1951/52 
beliefen sich auf 

An Finanzmitteln standen somit zur Ver- 

fügung 

Am 30. September 1952 betrug der Bestand 
an Finanzmitteln 


so daß 
V c r aus g ab t 
ergeben. 


Sind. Ar 


6 531 663,96 DM. 

423 363 862,87 DM. 
429 895 526,83 DM. 

9 722 047,78 DM, 
420 173 479,05 DM 


Tz. 42 

In diesem Zusammenhang sei bemerkt, daß sich die BfB unter Hin- 
weis auf § 5 BrtwMonGes. zu einer autonomen Finanzgebarung für 
befugt hält. Demgegenüber ist der BRH der Ansiclit, auch die BfB 
müsse dem BMF als dem nach § 4 a.a.O. berufenen Aufsichtsorgan 
rechtzeitig vor Beginn jedes Geschäftsjahres einen belegbaren Vor- 
anschlag über die geplanten Investitionen sowie über die zu erwar- 
tenden Erträge und Aufwendungen vorlegen. Der durcli die BfB 
bisher auf gestellte Voranschlag, die sog. Spritbilanz, bedarf insoweit 
einer Ergänzung. Es sind nadi Ansicht des BRH außerdem Richt- 
linien des BMF als der Aufsichtsbehörde an die BfB erforderlich, die 
Auskunft darüber geben, wieweit 'die BfB Abweidiungen von dem 
Voranschlag, die sich aus der Geschäftslage im Laufe des Gesdiäfts- 
jahres ergeben, selbst vornehmen kann, und wann sie die Zustim- 
mung des BMF einzuholen hat. Daraus ergibt sich dann von selbst die 
bislang fehlende, in Anbetracht der Höhe der Geldmittel aber erfor- 
derliche Möglichkeit, das veranschlagte Soll mit dem Ist abzustim- 
men und so die Finanzgebarung der BfB zu steuern. 
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Tz. 43 

Erfolgsrechnungen 

für die Zeit vom 1. April 1950 bis 30. September 1950 


1 . April bis 
30. Sept. 1950 

rd. DM 


(1. Okt. 49 bis 
30. Sept. 50 — 
volles Betriebsjahr) 

V. H. rd, DM v. H. 


Erträge : 


Verkaufserlöse (ohne 
BranntwSt.) zuzüglich 
Branntweinaufschlag- und 
Monopolausgleichspitzen . 

21 940 600 



Zinsen 

47 600 



Sonstige und a. o. Erträge . 

536 100 

100 


Rohertrag (nach Abzug 
des Wareneinsatzes) . . . 

22 524 300 


(67 620 200) (100) 

A u f we nd u nge n : 




Gehälter und Löhne . . . 

1 179 600 

5,2 


Soziale Aufwendungen . . 

85 500 

0,4 


Abschreibungen auf 
Anlagevermögen . . . . 

397 000 

1,8 


Steuern, Abgaben, Ge- 
bühren, Beiträge 

1 638 200 

7,3 


Zinsen 

342 500 

1,5 


Sonstige Verwaltungs- und 
Betriebskosten 

5 812 700 

25,8 


Kosten der Verwaltung 
des Monopols durch die 
Finanzverwaltung . . . . 

3 476 600 

15,4 


Summe aller 

Aufwendungen 

12 932 100 

57,4 

(22 983 200) (34,0) 

Erfolg; 

Reinertrag 

9 592 200 

42,6 

(44 637 000) (66,0). 


Die Angaben für die Zeit vom 1. April bis 30. September 1950 sind 
den Bilanzunterlagen der früheren Monopolverwaltungen der Län- 
der entnommen. Die Verkaufserlöse für sidi und der Wareneinsatz 
sind in diesen Unterlagen nicht gesondert ausgewiesen, ebensowenig 
die Branntweinaufsdilag- und die Monopolausgleichspitzen. Die Auf- 
wendungen sind dort nach verschiedenartigen Gesiciitspunkten auf- 
gegliedert. Die Erfolgs re chnung kann deshalb mit dem z. T. zwar 
gleichnamigen Posten der späteren Erfolgsrechnungen nicht Ver- 
glichen werden. 
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Tz. 44 


Erfolgsrechnungen 

für die Zeit vom 1. Oktober 1950 bis 30. September 1952 



1. Okt. 1950 
bis 

30. Sept. 1951 
rd. DM 

v.H. 

1, Okt. 1951 
bis 

30. Sept. 1952 

rd. DM v.H. 

Erträge : 





Verkaufserlöse ohne 
BranntwSt 

149 799 200 


190 568 900 


Branntweinaufschlag- und 
Monopolausgleichspitzen 

15 041 800 


15 750 800 


Zinsen 

268 400 


363 800 


Sonstige und außerordent- 
liclie Erträge 

1 529 100 


789 400 


Summe der Erträge . . . 

166 638 500 

100 

207 472 900 

100 

Wareneinsatz 

116 978 600 

70,2 

142 527 400 

68,7 

Rohertrag 

49 659 900 

29,8 

64 945 500 

31,3 

Aufwendungen: 

Personalkosten 

4 381 500 

2,6 

5 640 400 

2,7 

Absdireibungen auf 
Anlagevermögen . . . . 

867 400 

0,5 

984 000 

0,5 

Zinsen 

349 700 

0,2 

83 600 

0,1 

Steuern, Abgaben, Ge- 
bühren, Beiträge 

45 600 


41 800 


Verwaltungs- und 
Betriebskosten 

22 731 800 

13,7 

28 297 800 

13,6 

Kosten der Verwaltung 
des Monopols durch die 
Finanz Verwaltung . . . . 

1 575 000 

0,9 

3 000 000 

1,5 

Sonstige und außerordent- 
liche Aufwendungen . . . 

1 052 000 

0,7 

50 900 


Summe der 

Aufwendungen 

31 003 000 

18,6 

38 098 500 

18,4 

Erfolg : 





Reinertrag vor 
Rücklagenbildung . . . . 

18 656 900 

11,2 

26 847 000 

12,9 

Das Geschäftsjahr 1950/1951 ergab einen Rohertrag von 
49 659 000 DM = 29,8 v. H. des Gesamtertrages von 

rd. 

rd. 


166 638 500 DM. Das Ergebnis war wesentlich niedriger als im 
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ganzen Vorjahr, weil trotz der niedrigen Verkaufspreise eine Erhö- 
hung der Übernahmepreise vorgenommen werden mußte (durch- 
schnittl. Übernahmepreis 1949/50 — 101,74 DM/hl W, 1950/1951 “ 
125,01 DM/hl W). 

Die Aufwendungen stiegen um rd. 20 v, H. gegenüber den auf ein 
Jahr umgerechneten Kosten des vorangegangenen Geschäftshalb- 
jahres 1. April bis 30. September 1950. Die Mehraufwendungen hat- 
ten ihren Grund in der allgemeinen Preiserhöhung, besonders aber 
auch in den Mehrkosten, die sich aus den zwar zwangsläufigen, die 
Monopolverwaltung laber stark belastenden hohen Warenbeständen 
ergaben. Der Reinertrag von 18 656 900 DM macht 37,6 v. H. der 
Roherträge aus. 

Der Rohertrag des Geschäftsjahres 1951/1952 vonrd.64 945 500 DM 
beträgt 31,3 v. H. des Gesamtertrages von 207 472 900 DM. Die 
Aufwendungen stiegen um rd. 7 Mio DM auf rd. 38 Mio DM, wobei 
das Verhältnis zum Ertrag von 18,6 v. H. auf 18,4 v. H. zurück- 
ging. Von Einfluß waren besonders die höheren Umsatzsteuersätze, 
aber auch die weiter gestiegenen Kosten infolge der Warenbestandszu- 
nahme ('Branntweinreinigungskosten, Lagermiieten, Frachten, Lager- 
kosten usw.). Es verbleibt ein Reinertrag von rd. 26 847 000 DM 
41,3 V. H. der Roherträge. Das Gewinnergebnis wurde beeinflußt 
durch die am 12. Dezember 1951 vorgenommene Erhöhung der Ver- 
kaufspreise, die infolge der auf durchschnittlich 140,91 DM/hl W 
erhöhten Übernahmepreise notwendig geworden war, nachdem sich 
auch allgemein die Ertragslage der Monopolverwaltung verschlech- 
tert hatte. Die Spitzenerträge aus dem Branntweinaufsdilag und aus 
dem Monopolausgleich waren mit rd. 15 041 000 DM für 1950/1951 
und mit rd. 15 750 000 DM für 1951/1952 in etwa gleich. Sie spielen 
für die Bilanzierung der Monopolverw^altung eine wesentliche Rolle; 
sie machten 1950/1951 mehr als 10 v. H. und 1951/1952 mehr als 
8 V. H. der gesamten Verkaufserlöse aus. 


Tz. 45 


Die Zinsen setzen sich zusammen für 1950/1951 1951/1952 



DM 

DM 

aus Zinserträgen 
aus Zinsaufwendungen 

268 400 
349 700 

363 800 

83 600 


— 81 300 

+ 280 200. 

Die Erträge stammen aus der Verzinsung von Bankguthaben und 
aus Verzugszinsen. Die Aufwendungen beruhen u. a. auf Belastungen 


1950/1951 

DM 

1951/1952 

DM 

für den Kassenkredit der 

BHK (Tz. 26) 

. 296 999 

21 333 

für den Kassenkredit der 

Rhein-Main Bank Frankfurt (Main) . 

51 312 

62 127 


348 311 

83 460 
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Tz. 46 


Die sonstigen und außerordentlichen Erträge, die nicht das laufende 
Branntweingeschäft betreffen, gingen von 1 529 100 DM im Betriebs- 
jahr 1950/1951 auf 789 400 DM im Jahre 1951/1952 zurück. Dieser 
Rückgang beruht einerseits auf der Auflösung von nicht verbrauch- 
ten Rückstellungen der Monopolverwaltungen der Länder per 
30. September 1950 in Höhe von 325 000 DM für Kosten der Ver- 
waltung des Monopols durch die Finanzbehörden (vgl. Tz. 25, 31) 
und im übrigen wesentlich auf dem Rückgang der Erträge aus dem 
Verkauf von Alkozol (vgl, Tz. 31). Der buchmäßige Ertrag aus 
diesem Geschäft betrug im Halbjahr 1. April 1950 bis 30. September 
1950 noch 1 044 968,90 DM, im Betriebsjahr 1950/1951 nur 
311 521 DM und 1951/1952 nur noch 5917,11 DM. Dieser Rück- 
gang erklärt sich aus der Geschäftslage auf dem Markt für Treib- 
stoffe. Im übrigen sind unter so'nstigen und a. o. Erträgen solche aus 
Kesselwagenmieten, Faßmieten, aus Verkäufen von Fuselöl, aus Ge- 
bühren, aus Mietverträgen und andere betriebs- oder perioden- 
fremde Erträge enthalten. 


Tz. 47 

Die Personalkosten umfassen die Gehälter, Löhne und Sozialleistun- 
gen sowohl der Angehörigen der VSt als auch — gern. § 8 BrtwMon- 
Ges. — des Monopolamts einschl. der Versorgungsbezüge der Beam- 
ten im Ruhestand und der Hinterbliebenen. Vom Rechnungsjahr 
1953 ab werden der BfB Ausgabemittel für die Zwecke der Besol- 
dung der Beamten des Monopolamts usw. vom BMF ausdrücklich 
zugewiesen. Die Mittel selbst werden nach wie vor von der VSt zur 
Verfügung gestellt. 

Bis zum 30. September 1950 blieben die Monopolverwaltungen der 
Länder in personeller Beziehung selbständig. Am 1. Oktober 1950 
wurden die bei den VSt der Länder bisher beschäftigten Angestell- 
ten und Arbeiter auf den Bund übernommen. 


Es waren besdiäftigt: 

1. 

10. 1950 

30. 9. 1951 

30. 9. 1952 

A) bei dem Monopolamt 
einschließlich deren 
Rechnungsstelle 

a) Beamte 

9 

66 

70 

b) Beamte im Angestellten- 
verhältnis 

17 

5 

6 

c) Angestellte 

3 

11 

12 

d) gewerbl. Arbeitnehmer . 

3 

6 

8 

B) bei den auswärtigen 

Branntwcin-Monopolstellen 

a) Beamte 


13 

13 

b) Beamte im Angestellten- 
verhältnis 


_ 

_ 

insgesamt 

32 

101 

109 
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bei der Verwertungsstelle, 
und zwar 

A) bei der Hauptverwaltung 
(Überleltungs stelle) 

1. 10. 1950 

30. 9. 1951 30. 

9. 1952 

a) Beamte 

— 

— 

— 

b) Angestellte 

30 

135 

161 

c) gewerbl. Arbeitnehmer 

B) bei den auswärtigen 
Abteilungen 

4 

10 

12 

a) Angestellte 

217 

216 

220 

b) gewerbl. Arbeitnehmer 

. 188 

216 

216 

insgesamt 

. 439 

577 

609 


Der Personalbestand hat sich im Zuge des Aufbaues der Bundes- 
monopolverwaltung vergrößert. Ob er hinsichtlich der VSt als ange- 
messen anzusprechen ist, läßt sich erst feststellen, wenn sich der 
Dienstbetrieb im neuen Dienstgebäude in Offenbadi eingespielt hat 
und damit die Erschwerungen fortfallen, 'die sich bisher wegen der 
räumlichen Beschränkung und der Verteilung der Geschäftsräume 
auf verschiedene Stellen nicht vermeiden ließen. Personaleinsparun- 
gen werden durch die in Tz. 7 Absatz 2 erwähnte weitere Mechani- 
sierung der Buchhaltung eintreten können. 

Auch bei den Außenabteilungen werden voraussichtlich im Zuge 
weiterer Verlagerung von Aufgaben auf die Hauptverwaltung und 
bei Vereinheitlichung der Buchhaltung Einsparungen von Arbeits- 
plätzen eintreten, so daß für ausscheidendes Personal in vielen Fällen 
keine Neueinstellungen mehr nötig sein werden. 

Die Einstufungen der Angestellten nach den Tätigkeitsmerkmalen 
der TO.A liegen z. T. sehr hoch. Das erklärt sich daraus, daß ein 
großer Teil der Angestellten bereits der RfB angehörte und deshalb 
In der Regel entsprechend der früheren Bewertung von der BfB In 
die TO.A eingestuft wurde, um so mehr als teilweise schon die frühe- 
ren Monopolverwaltungen der Länder die Wiederbeschäftiigung und 
damit auch die Eingruppierung vorgenommen hatten. Die Nachprü- 
fung 'durch den BRH Ist im Gange. Nach der Vereinigung aller 
Dienststellen der BfB in Offenbach werden sämtliche Dienstposten an 
Hand eines neuen Stellenplans neu zu bewerten sein. 

Tz. 48 

Wegen der Abschreibungen vgl. Tz. 19. 

Tz. 49 

Zinsauj Wendungen vgl. Tz. 45. 

Tz. 50 

In dem Posten yM erwaltungs- und Betriebskosten' 

für 1950/1951 mit 22 731 800, 

für 1951/1952 mit 28 297 800, 

sind an Verwaltungskosten enthalten 

für 1950/1951 514 300, 

für 1951/1952 559 800, 

Sie sind nicht wesentlich gestiegen. 


~ DM 

— DM 

— DM 

— DM. 
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Das Ansteigen der Gesamtkosten entspricht der Betriebsentwicklung 
und der durch die allgemeine Verteuerung entstandenen erhöhten 
Aufwendungen. 

Ein Vergleich mit der Zeit vor 1950/1951 ist nicht möglich, weil eine 
gleichartige Kontierung damals noch nicht vorlag. 

Von den Nichtverwaltungskosten entfallen 


auf 

1950/1951 

1951/1952 


DM 

DM 

1. a) Reinigungs- und 

Entwässerungskosten .... 

. 8 224 778,41 

8 910 318,48 

b) Ein- und Auslagerungs- 

gebühren 

. 688 948,04 

873 965,51 

c) Expeditionsgebühren .... 

. 128 317,47 

162 572,61 

d) Vertriebsgebühren 

. 2 440 486,37 

2 204 109,18 

e) Faßmiete 

18 559,54 

48 718,60 

f) Lagerraummieten 

541 536,85 

882 110,14 

g) Nachzahlungen von Lohn- 
reinigungsgebühren für 

frühere Geschäftsjahre . . . 

— , — 

62 517,14 

2. Frachten rd. 

3 636 800,— 

5 956 457,20 


15 679 426,68 

19 100 769,48 

3. Umsatzsteuer 

. 4 806 900 — 

7 117 944,33 


20 486 326,68 

26 218 713,81 

Im einzelnen wird hierzu bemerkt: 

Z u 1 a 

Reinigungs- und Entwässerungskosten 

1950/1951 für 937 333 hl W 

8 224 778,41 DM 

1951/1952 für 909 061 hl W 

8 910 318,48 DM 

— 28 272 hl W 

+ 

685 540,07 DM 


Die Steigerung der Gebühren bei gleichzeitigem Rückgang der ge- 
reinigten Mengen ist auf die Erhöhung der Reinigungskosten zurück- 
zuführen. Mit Wirkung vom 1. Juli 1951 wurde den Reinigungs- 
anstalten der Aufwand für Kohle vergütet, während bis zu diesem 
Zeitpunkt nur der Mehrpreis über einen gewissen Kostensatz hinaus 
erstattet wurde. 


Zu Ib, c und e 

Die Erhöhung der Ein- und Auslagerungskosten, der Expeditions- 
kosten und der Faßmieten ist trotz gleichgebliebener Gebührensätze 
eingetreten, weil der Abfertigungsverkehr umfangreicher geworden 
ist, besonders auch durch die Steigerung des Lagerverkehrs infolge 
Erhöhung der Lagerbestände und durch die erforderlich gewordenen 
Umlagerungen. Im übrigen sind im Jahre 1950/1951 noch Expedi- 
tionsgebühren teilweise als Auslagerungsgebühren behandelt worden. 
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Zu Id 

Der auffallende Rückgang bei den Vertriebsgebühren beruht darauf, 
daß in gewissen Fällen die von Monopolverwaltungen der Lander 
gewährten Gebührensätze stark überhöht waren und erst im Laufe 
des Betriebsjahres 1951/52 herabgesetzt worden sind. Außerdem 
sind eigene Abteilungen im Jahre 1951/1952 in weit höherem Um- 
fange für den Auslieferungsverkehr eingesetzt worden. 

Zu 1 f 

In der Steigerung der Lagerraummieten kommen die Unkosten, die 
durch den überhöhten Lagerbestand verursacht wurden, besonders zum 
Ausdruck. Hierbei ist zu bemerken, daß der Gesamtlagerraum bei 
Vertragsreinigungsanstalten und bei Vertragslägern von' rd. 
600 000 hl R am 30. September 1950 sich auf 1 142 282 hl R am 
30. September 1952 erhöht hat. 

Zu 2 

Die beträchtliche Steigerung der Frachtkosten hat ihren Grund einer- 
seits in der Erhöhung der bahnamtlichen Gütertarife, die am 15. Ok- 
tober 1951 um durdischnittlich 25 v, H. und ab 5. August 1952 noch- 
mals um etwa 15 v. H. erhöht wurden. Weiter erforderten die Um- 
lagerungen innerhalb des Monopollagerbetriebs nennenswerte Auf- 
wendungen für Frachten. 

Zu 3 

Die Aufwendungen an Umsatzsteuer haben sich einmal infolge stei- 
genden Umsatzes erhöht, zum anderen wirkte sich die Erhöhung der 
Steuersätze ab 1. Juli 1951 für den allgemeinen Steuersatz von 3 v. H. 
auf 4 V. H. und für den Großhandelssatz von v, H. auf 1 v. H. 
kostensteigernd aus. 

Tz. 51 

Die Entschädigung für die Inanspruchnahme der Zollverwaltung bei 
der Durchführung des Monopols gern. § 18 BrtwMonGes. wurde 
zwar mit Wirkung vom 1. April 1950 auf jährlich 3 000 000 DM 
festgesetzt, die Festsetzung ging bei der Verwertungsstelle aber nicht 
so zeitig ein, daß sie in voller Höhe noch für die Bilanz per 30. Sep- 
tember 1951 verwertet werden konnte. Infolgedessen ist der Posten 
für die Erfolgsrechnung per 30. September 1951 nur mit 1 575 000 DM 
ausgewiesen; hierin sind aber 75 000 DM enthalten, die tatsächlich 
Verpflichtungen aus § 8 BrtY/MonGes. (Gehälter usw. der Beamten 
des Monopolamts) darstellen und in den Rückstellungen enthalten 
sind (Tz. 31). 


Tz. 52 

Die sonstigen und außerordentlichen Aufwendungen im Betriebsjahr 
1950/1951 betrugen 1 052 000 DM und gingen im Betriebsjahr 
1951/1952 auf 50 900 DM zurück. Der Rückgang beruht hauptsäch- 
lich darauf, daß in 1950/1951 noch eine Abfindung für Weihnachts- 
gratifikationen von 566 500 DM und gewisse Beträge zur Bereini- 
gung der von den Monopolvcrwaltungen der Länder in ihren Ge- 
schäftsabschlüssen zum 30. September 1950 enthaltenen Mängel als 
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sonstige bzw. a. o. Aufwendungen behandelt werden mußten, z. B. 
Fehlbuchungen von Branntweinsteuer als Verkaufserlös, Nachzah- 
lung von Übernahmegeld für das Geschäftsjahr 1949/1950. 


Tz. 53 

Wirtchaftliche und finanzielle Lage im allgemeinen 


Das Branntweinmonopol hat nach dem BrtwMonGes. neben finan- 
ziellen auch gewerbepolitische und agrarpohtische Aufgaben zu er- 
füllen. In gewissem Umfange muß die BfB im volkswirtschaftlichen 
Interesse Branntweinsorten und Branntweinmengen übernehmen, 
für die sie nicht ohne weiteres eine lohnende Absatzmöglichkeit 
findet, so daß auch Verlustpreise in Kauf genommen werden müssen. 


Im ganzen gesehen hat sich die Ertragslage der Monopolverwaltung 
seit dem 1. A.pril 1950 nicht günstig cntVv’^i ekelt. Noch im Jahre 
1949 bestand eine starke Nachfrage nach Branntwein insbesondere 


für Trinkzwecke. Deshalb konnten damals dafür auch Branntweine 


eingesetzt werden, die aus Monopolbrennereien stammten und im 
übrigen zu verhältnismäßig niedrigen Preisen übernommen wurden. 
Als mit der Besserung der Wirtschal tslage wieder ausreichende Men- 
gen Agrarrohstoffe für Brennereizwecke zur Verfügung standen, 
stieß die Verwendung von Branntwein aus Monopolbrennereien für 
Trinkzwecke auf Ablehnung. Die Monopolverwaltung mußte daher 
sehr viel höhere Einstandspreise für qualitativ allerdings wertvolleren 
Branntwein anlegen. Die Branntweinsteuer blieb zwar in ihrer Höhe 
unverändert, die Verkaufspreise wurden aber bereits am 1. Juni 1950 
stark gesenkt, freilich im April 1951 wieder erhöht. Der Absatz 
von Primasprit (zu Ertragspreisen) hat leicht fallende Tendenz, 
während zum allgemeinen ermäßigten Verkaufspreis (also beim steuer- 
freien Branntwein) ein steigender Absatz zu verzeichnen ist. Diese 
Entwicklung hat sich auch im Betriebsjahr 1952/53 fortgesetzt. 


Die Monopolverwaltung hatte bereits im April 1950 von den Mono- 
polverwaltungen der Länder sehr hohe Branntweinbestände über- 
nommen. Die Erzeugung überstieg in jedem Jahre den Absatz nicht 
unerheblich. Trotzdem konnte sich die BfB aus gcsamtvolkswirt- 
schaftlichen Rücksichten im Jahre 1950 noch nicht entschließen, die 
Brennrechte der Eigenbrennereien und die Erzeugungsgrundmengen 
der Monopolbrennereien herunterzusetzen. Sie mußte sogar für -die 
Melassebrennereien zur Beseitigung des Melasseüberhangs auf dem 
Inlandsmarkt im März 1950 ein Brennrecht von 300 v. H. und für 
die Obstbrennerelen für 1950/51 zur Unterbringung der Obsternte 
ein Brennrecht von 1500 v. H. festsetzen. Die Folge war eine stän- 
dige Zunahme der Branntweinbestände, die von rd. 542 000 hl W auf 
rd. 878 000 hl W am 30. September 1952 stiegen. Im März 1953 
waren zwar nur noch 703 000 hl W auf Lager, weil größere Mengen 
im Tausch gegen wertvollere Branntweinsorten ausgeführt worden 
waren. Dadurch wurde aber kein niedrigerer Warenwert erreicht. 
Eine Zurückführung auf normale Lagerbestände ist aber für die Zu- 
kunft ohne besondere Maßnahmen nicht zu erwarten. Die hohen 
Lagerbestände bedeuten eine große Belastung für die BfB. Abgesehen 
davon, daß ein unverhältnismäßig großer Kapitalbetrag unwirt- 
schaftlich gebunden ist, verursacht die Lagerhaltung erhebliche 
Kosten für Lagermiete, Ein- und Auslagerungsgebühren, für Frach- 
ten, für Schwundverluste und anderes. Ein großer Teil der Gewinne 
ist dadurch für lange Zelt festgehalten. Es liegt auf der Hand, daß die 
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Drossdung der Erzeugung auf erheblichen Widerstand der beteilig- 
ten Erzeuger stoßen würde. Ein Vergleich der Gesamtergebnisse mit 
den neutralen Erträgen (Branntweinaufschlag- und Monopolaus- 
gleichspitzen) zeigt, daß für 1950/51 nur rd. 3,6 Mio DM und für 
1951/52 nur rd. 11,1 Mio DM aus dem eigentlichen Umsatzgeschäft 
stammen. Dieses Ergebnis muß als unbefriedigend bezeichnet werden 
(vgl. Tz. 34 und 35). Es muß daher die ernste Lage, die sich für die 
BfB ergeben hat, klar hervorgehoben werden. 

Es erscheint fraglich, ob sich der Absatz von Branntwein für Trink- 
zwecke durch Senkung der Verkaufspreise erhöhen läßt; denn der 
Rahmen, in dem eine Preissenkung von der BfB sldi finanziell ver- 
treten ließe, wäre so eng, daß der Verbraucher kaum einen Vorteil 
davon hätte; dies hat sich bei der Preissenkung am 27. Februar 1953 
gezeigt. 

Hinzu kommt, daß dem Mojiopolgeschäft eine fühlbare Konkurrenz 
durch ausländisclie Dessertweine entstanden ist. Bis zum Jahre 1942 
wurde bei Verarbeitung solcher Weine auf Trinkbranntweinerzeug- 
nlsse die Branntweinersatzsteuer erhoben (§§ 159a ff. BrtwMonGes.). 
Der früher ausschlaggebende Absatz von Branntwein für Treibstoff- 
zwecke (1949/50: 198 000 hl W) ist Infolge der Entwicklung auf dem 
Markt für Kraftstoffe ganz zum Erliegen gekommen (1951/52 nur 
noch rd. 2900 hl W). 

Für absehbare Zeit ist nicht mit einem nennenswerten Absatz zu 
rechnen. Damit ergibt sich die zwingende Notwendigkeit, die Erzeu- 
gung der Monopolbrennereien dem Bedarf auf dem technischen 
Sektor anzupassen. 


Mayer 
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Anlage 1 


Eröffnungsbilanz 

zum 1. April 1950 

der 

Überleitungsstelle für das Branntweinmonopol 

Verwertungsstelle 
Frankfurt (Main) 

A u f g e s t e 1 1 1 Mai 1952 


Diese Eröffnungsbilanz ist auf Grund der eingereichten Zwischen- 
bilanzen zum 31. März 1950 der einzelnen Ländermonopolverwal- 
tungen ohne Vornahme irgendwelcher Berichtigungen, die sich im 
besonderen aus den zum größten Teil noch ausstehenden Prüfungs- 
berichten des Bundesrechnungshofes ergeben, auf gestellt worden. 
Inventarverzeichnisse wurden zu den Zwischenbilanzen nur zu 
einem geringen Teil mit eingereicht. Sie wird daher unter allem Vor- 
behalt überreicht. 
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AKTIVA 


DM DM 

I. Anlagevermögen 

1. Grundstüdie ohne Berücksichti- 
gung von Baulichkeiten 


a) Unbebaute Grundstücke . . 

58 301,43 


b) Bebaute Grundstücke . . . 

900 091,42 

958 392,85 

2. Gebäude 



.a) Geschäfts- und Wohn- 
gebäude 

453 806,34 


b) Fabrikgebäude und andere 
Baulichkeiten 

1 164 600,07 


c) Gebäude auf fremden 

Grundstücken 

193 955,55 

1 812 361,96 

3. Maschinen und maschinelle An- 
lagen 


979 287,90 

4, Transportanlagen, Transport- 
geräte, Fahrzeuge 



a) Kesselwagen 

415 752,28 


b) Schienenfahrzeuge .... 

30 500,— 


c) Fässer 

858 095,13 


d) Flaschen, Kannen und Fla- 
schenkasten 

30 774,49 


e) Kraftwagen 

274 941,42 

1 610 063,32 

Übertrag . . . 


5 360 106,03 
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PASSIVA 


DM 

I. Eigene Mittel 


a) Betriebsmittelrücklagen . . . 29 152 006,78 

b) Sonstige Rücklagen 5 860 000, — 


II. Wertberichtigungen 
des Anlagevermögens 


III. Fremde Mittel 


a) Rückstellungen 944 671,60 

b) Verbindlichkeiten auf Grund 
von Warenlieferungen und Lei- 
stungen einschließlich Sonstige 

ohne Branntweinsteuer ... 14 337,25 

c) Verbindlichkeiten für Brannt- 

weinsteuer, Branntweinauf- 
schlag 9 297 080,76 

d) Bankschulden 10 375 657,99 

e) Kundenanzahlungen .... 636 772,31 


f) Verbindlichkeiten an die Län- 
der gern. § 19 des Ersten Ge- 
setzes zur Überleitung von La- 
sten und Deckungsmitteln auf 
den Bund 


Übertrag . . 


DM 


35 012 006,78 


783 866,18 


35 358 519,91 


32 311 570,87 


103 465 963,74 
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AKTIVA 


DM 

Übertrag . . . 


5, Im Bau befindliche Anlagen 

a) Geschäfts- und Wohn- 
gebäude 1 465 521,66 

b) Maschinen und maschinelle 

Anlagen 495 005,02 

c) Transportanlagen .... 3 326,63 


6. Werkzeuge, Betriebs- und Ge- 
schäftsausstattung 

a) Fabrikeinrichtungsgegen- 


stände 290 526,37 

b) Büroeinrichtungen .... 299 292,94 

c) Laboreinrichtungen . . . 11 133,65 


7. Langfristige Forderungen 

a) Hypotheken 209 925,— 

b) Andere Darlehensforderun- 
gen 248 610 — 

II. Umlaufvermögen 


1. Flüssige Mittel 

a) Kassenbestand 64 499,89 

b) Postscheckguthaben . . . 224 407,36 

c) Guthaben bei Banken . . . 15 953 331,94 

Übertrag . . . 16 242 239,19 


DM 

5 360 106,03 


1 963 853,31 


600 952,96 


458 535,— 


8 383 447,30 
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PASSIVA 




AKTIVA 


DM DM 

Übertrag . . . 16 242 239,19 8 383 447,30 


d) Schecks 

c) Wertpapiere des Umlauf- 
vermögens 


2. Kurzfristige Forderungen auf 
Grund von Warenlieferungen 
und Leistungen einschl. son- 
stige 

a) Forderungen ohne Brannt- 
weinsteuer einschl. sonstige 

b) Forderungen für Brannt- 
weinsteuer 

c) eigene Anzahlungen . . . 


3. Vorräte 

a) Warenbestände (einschl. 

Roh-, Betriebs- und Hilfs- 
stoffe) 

b) Materialien 


III. Posten der Rechnungsabgrenzung 


3 000,15 

1 800,— 16 247 039,34 


15 493 310,35 
3 068 796,62 

334 529,69 18 896 636,66 

60 955 087,48 

202 984,38 61 158 071,86 

114 523,44 
104 799 718,60 
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PASSIVA 






Anlage 2 


BILANZ 

zum 30. September 1950 

(1. April bis 30. September 1950) 

Überleitungsstelle für das Branntweinmonopol 

Verwertungsstelle 
Frankfurt (Main) 

Aufgestellt Mal 1952 
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AKTIVA 



Stand am 
1. 4. 1950 
DM 

Anlagevermögen 


1. Grundstücke ohne Berücksichti- 
gung von Baulichkeiten 


a) Unbebaute Grundstücke . . 

58 301,43 

b) Bebaute Grundstücke . . . 

900 091,42 

2. Gebäude 


a) Geschäfts- und Wohngebäude 

453 806,34 

b) Fabrikgebäude und andere 
Baulichkeiten 

1 164 600,07 

c) Gebäude auf fremden 
Grundstücken 

193 955,55 

3. Maschinen und maschinelle An- 
lagen 

979 287,90 

4. Transportanlagen, Transport- 
geräte, Fahrzeuge 


a) Kesselwagen 

415 752,28 

b) Schienenfahrzeuge .... 

30 500,— 

c) Fässer 

858 095,13 

d) Flaschen, Kannen und 
Flaschenkasten 

30 774,49 

e) Kraftwagen 

274 941,42 


Zugang 

DM 

Abgang 

DM 

Stand am 
30. 9. 1950 
DM 

6 206,— 

5 046,04 

59 461,39 

86 187,93 


986 279,35 

1 262 459,54 


1 716 265,88 

171 079,01 


1 335 679,08 

37 759,45 


231 715,— 

463 701,36 

49 411,15 

1 393 578,11 

77 546,43 


493 298,71 



30 500,— 

70 396,25 

23 966,14 

904 525,24 

158 714,32 

160 200,04 

29 288,77 

73 789,03 

6 496,03 

342 234,42 


Übertrag . . . 5 360 106,03 2 407 839,32 245 119,40 


7 522 825,95 



PASSIVA 


Stand am 
30. 9. 1950 

DM DM 

1. Eigene Mittel 

a) Betriebsmittelrücklagen ... 29 152 006, 7B 

b) Sonstige Rücklagen 6 060 000, — 35 212 006,78 


II. Wertberichtigungen 

des Anlagevermögens 1 180 893,33 

IIL Fremde Mittel 

a) Rückstellungen ^ 236,33 

b) Verbindlichkeiten auf Grund 
von Warenlieferungen und 
Leistungen einschl. Sonstige 

ohne Branntweinsteuer ... 7 49 g 065,27 

c) Verbindlichkeiten für Brannt- 
weinsteuer 24 860 138,64 

d) Bankschulden 34 300,55 

e) Kundenanzahlungen .... 1 325 456,93 

f) Kassenkredite durch das Bun- 
desfinanzministerium .... 11 642 000, — 

g) Verbindlichkeiten an die Län- 
der gern. § 19 des Ersten Ge- 
setzes zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln 

auf den Bund 27 346 149,81 

Übertrag . . . 112 588 247,64 
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AKTIVA 



Stand am 

1. 4. 1950 

DM 

Zugang 

DM 

Abgang 

DM 

Stand am 

30. 9. 1950 
DM 

Übertrag . . . 

5 360 106,03 

2 407 839,32 

245 119,40 

7 522 825,95 

5. Im Bau befindliche Anlagen 





a) Geschäfts- und Wohngebäude 

1 465 521,66 

448 465,68 

1 472 795,68 

441 191,66 

b) Fabrikgebäude und andere 
Baulichkeiten 


.963,75 


963,75 

c) Maschinen und maschinelle 
Anlagen 

495 005,02 

434 503,11 

427 019,63 

502 488,50 

d) Transportanlagen .... 

3 326,63 

40,30 


3 366,93 

6. Werkzeuge, Betriebs- und Ge- 
schäftsausstattung 





a) Fabrikeinrichtungsgegen- 
stände 

290 526,37 

45 916,24 

2 138,97 

334 303,64 

b) Büroeinrichtungen .... 

299 292,94 

80 580,72 

1 478,— 

378 395,66 

(Kleingeräte) 


1 - 


1 - 

c) Faborcinrichtungen . . . 

11 133,65 

719,— 

310,10 

11 542,55 


7 924 912,30 

3 419 029,12 

2 148 861,78 

9 195 079,64 


7. Lcini^fristige Forderungen 


a) Hypotheken 


209 825,— 


b) Andere Darlehens- 
f Order ungeil . . 


629 828,46 



PASSIVA 




AKTIVA 


Stand am 
30. 9. 1950 
DM 

Übertrag . . . 10 034 733,10 

II. Umlaufvermögen 

1. Flüssige Mittel 

a) Kassenbestände 21 121,58 

b) Postscheckguthaben . . . 383 510,77 

c) Guthaben bei Banken ... 12 170 727,60 

d) Schecks 40 601,10 

e) Wechsel 18 000, — 

f) Wertpapiere des Umlauf- 
vermögens 1 — 

g) Unterwegs befindliche 

Gelder 2 097 749,67 

2. Kurzfristige Forderungen auf 
Grund von Warenlieferungen 
und Leistungen einschl. Sonstige 

a) Forderungen ohne Brannt- 
weinsteuer einschl. Sonstige 8 703 933,88 

b) Forderungen für Brannt- 
weinsteuer 18 777 580,17 

c) Eigene Anzahlungen ... 89 759,41 

3. Forderungen an die Länder 

Forderung an das Land 

Baden 1 H5,42 

Übertrag . . . 52 340 662,70 
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PASSIVA 





AKTIVA 


Stand am 
30. 9. 1950 
DM 


Übertrag 


52 340 662,70 


4. Vorräte 


a) Warenbestände (einschl. 

Roh-, Betriebs- und Hilfs- 
stoffe) 69 947 684,62 

b) Materialien 88 535,14 


III. Posten, die der Rcchnungsabgren- 
zung dienen 


94 358,08 


122 471 240,54 


4S 




PASSIVA 


Stand am 
30 . 9 . 1950 
iX\i 



Überleitungsstclle für das Branntweinmonopol 
VerwertungssteUe 

In Vertretung 

Zeitz 
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Anlage 3 


Gewinn- und Verlustrechnung 

für die 2elt vom 1. April 1950 
bis 30. September 1950 

Überleitungsstelle für das Branntweinmonopol 

Verwertungsstelle 
Frankfurt (Main) 
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AUFWENDUNGEN 



DM 

DM 

DM 

Gehälter und Löhne 



1 179 622,89 

Soziale Abgaben 



85 512,01 

Abschreibungen auf Anlagen: 




Geschäfts- und Wohngebäude . . . 


28 278,72 


Fabrikgebäude und andere Baulicla- 
keiten 


29 161,01 


Maschinen und maschinelle Anlagen 


83 839,44 


Transportanlagen, Transportgeräte, 
Fahrzeuge 




a) Kesselwagen 

64 890,12 



b) Sdiienenfahrzeuge 

1 525,— 



c) Fässer 

61 734,91 



d) Flaschen, Kannen, Flaschenkasten 

6 767,62 



e) Kraftwagen 

39 960,68 

174 878,33 


Werkzeuge, Betriebs- und Geschäfts- 
ausstattung 




a) Fabrikeinriditungsgegenständc . 

50 981,49 



b) Büroeinrichtungen 

28 798,41 



c) Laboreinrichtungen 

1 089,75 

80 869,65 

397 027,15 

Steuern und Abgaben 



1 638 198,90 

Verwaltungs-, Betriebs- und sonstige 

Kosten 




Büro- und Betriebskosten .... 


5 812 681,95 


Kosten der Verwaltung des Mo- 
nopols durch die Finanzbehörde . 


3 476 612,24 

9 289 294,19 

Übertrag . . . 



12 589 655,14 




ERTRÄGE 




AUFWENDUNGEN 


DM DM 

Übertrag ... 12 589 655,14 


Zinsaufwendungen 342 437,40 

Zuweisung an: 

Sonstige Rücklagen 200 000, — 

Reingewinn 9 392 163,52 

Branntweinsteuer 124 338 326,73 


22 524 256,06 
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ERTRÄGE 


DM 


DM 


Übertrag . 


22 524 256,06 



22 524 256,06 


Überleitungsstelle für das Branntweinmonopol 
Verwertungsstelle 

In Vertretung 
Zeitz 
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Anlage 4 


BILANZ 

zum 30. September 1951 

Bundcsmonopolverwaltung für Branntwein 

Verwertungsstelle 
Frankfurt (Main) 
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AKTIVA 



Stand am 

1. 10. 1950 

Zugang 

Abgang '"Umbuchung 

Stand am 

30. 9. 1951 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

Anlagevermögen 






1. Grundstücke ohne Berücksich- 
tigung von Baulichkeiten 






a) Unbebaute Grundstücke 

59 461,39 

186 928,40 


5 739,98 

240 649,81 

b) Bebaute Grundstücke . . , 

986 279,35 

11 415,02 


51 101,17 

946 593,20 

2. Gebäude 






a) Geschäfts- und Wohnge- 
bäude 

1 716 265,88 

479 827,96 


4 475,66 

2 191 618,18 

b) Fabrikgebäude und andere 
Baulichkeiten 

1 088 570,62 

56 125,99 

752,— 

5 563,30 

1 138 381,31 

c) Gebäude auf fremden 

Grundstücken 

397 004,83 

4 360,74 


1 065,75 

400 299,82 

d) Grundstückseinrichtungen . 

52 699,36 

2 922,29 

4 645,45 + 

62 404,45 

113 380,65 

3. Maschinen und maschinelle An- 
lagen 

1 396 867,33 

829 581,77 

7 616,— ./. 

2 268,43 

2 216 564,67 

4. Transportanlagen, Transport- 
geräte, Fahrzeuge 






a) Transportanlagen (Spillanla- 
gen, Laufkatzen, Kräne usw.) 

24 168,48 

3 597,55 

475,— f 

20 267,50 

47 558,53 

b) Kesselwagen 

493 298,71 

15 216,64 



508 515,35 

c) Fässer 

904 525,24 

160 365,42 

8 984,93 + 

169,05 

1 056 074,78 

Übertrag . . . 

7 119 141,19 

1 750 341,78 

22 473,38 + 

12 626,71 

8 859 636,30 


’'■) Die Umbudiung der Anlagewerte wurde erforderlich zwecks einheitlicher Gruppierung anläßlich der Über- 
leitung des Vermögens der Landesmonopolverwaltungen auf die Bundesmonopolverwaltung. 
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PASSIVA 


DM 


DM 


Stand am 
30 . 9 . 1951 

DM 


1. Eigene Mittel 

a) Betriebsmittelrücklagen . 

b) Sonstige Rücklagen . , . 


29 152 006,78 

6 060 000 ,— 35 212 006,78 


11. Wertberichtigungen: 

zu Posten des Anlagevermögens 

a) Wertberichtigungen auf 
Grundstücke und Gebäude . . 

b) Wertberichtigungen auf Ma- 

schinen und maschinelle An- 
lagen 

c) Wertberichtigungen auf 

Transportanlagen, Transport- 
geräte, Fahrzeuge 

d) Wertberichtigungen auf 
Werkzeuge, Betriebs- und Ge- 
schäftsausstattungen . . . . 

zu Posten des Umlaufvermögens 


318 145,85 

481 903,77 

816 036,95 

420 395,77 2 036 482,34 

4 212,29 


2 040 694,63 


III. Fremde Mittel 

a) Rückstellungen 

b) Verbindlichkeiten für Brannt- 
weinsteuer 


5 216 113,45 

26 185 959,07 


Übertrag . . 


68 654 773,93 




AKTIVA 



Stand am 

1. 10. 1950 

Zugang 

Abgang '‘'Umbuchung 

Stand am 

30. 9. 1951 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

Übertrag . . . 

7 119 141,19 

1 750 341,78 

22 473,38 + 

12 626,71 

8 859 636,30 

d) Kraftwagen, sonstige Trans- 
portmittel und Transport- 
gefäße 

405 579,84 

45 067,21 

36 304,40 + 

12 493,— 

426 835,65 

5. Im Bau befindliche Anlagen . . 

948 010,84 

748 623,76 

969 738,74 


726 895,86 

6. Werkzeuge, Betriebs- und Ge- 
schäftsausstattung 






a) Werkzeuge und sonstige 
Betriebseinrichtungsgegen- 
stände 

265 978,19 

52 841,97 

5 304,15 ./. 

28 078,28 

285 437,73 

b) Büroeinrichtungen und Bü- 
cher 

396 326,87 

176 217,70 

6 486,73 + 

13 423,55 

579 481,39 

c) Laboratoriumsgeräte . . . 

33 107,21 

10 965,— 

6 275,63 ./. 

10 464,98 

27 331,60 

d) Sonstige Einrichtungsgegen- 
stände 

26 935,50 

36 227,89 

249,07 


62 914,32 


9 195 079,64 

2 820 285,31 

1 046 832,10 

j““ 

10 968 532,85 


7. Langfristige Darlehensforde- 
rungen 2 105 983,76 

13 074 516,61 

II. Umlaufvermögen 
1. Flüssige Mittel 

a) Kassenbestände 10 436,05 

b) Postscheckguthaben . . . 230 004,26 

c) Guthaben bei Banken . . . 4 603 381,82 

Unterwegs befindliche Gel- 
der 1 649 208,43 

d) Schecks 38 633,40 

Übertrag . . . 19 606 1 80,57 

’•) siehe Seite 58 
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PASSIVA 


Stand am 

30. 9. 1951 

DM DM 


Übertrag . . . 68 654 773,93 


c) Verbindlichkeiten an die Län- 
der gern. § 19 des Ersten Ge- 
setzes zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln 

auf den Bund 27 567 279,95 

d) Verbindlichkeiten auf Grund 

von Warenlieferungen und 
Leistungen einschließlich Son- 
stige 4 630 907,40 

e) Kundenanzahlungen .... 1 334 795,43 

IV. Posten, die der Rechnungsabgren- 
zung dienen 4 983,13 


Gewinn: 


Vortrag 1. Oktober 1950 . . . 9 392 163,52 



61 



AKTIVA 


Stand am 
30. 9. 1951 

DM DM 

Übertrag . . . 19 606 180,57 

2. Kurzfristige Forderungen auf 

Grund von Warenlieferungen 
und Leistungen einschließlich 
Sonstige 

a) Forderungen für Brannt- 
weinsteuer 23 677 975, — 

b) Forderungen ohne Brannt- 
weinsteuer einschl. Sonstige 2 518 151,48 

c) Eigene Anzahlungen . . . 159 971,61 

3. Forderungen an die Länder . . 442,77 

4. Warenbestände 

a) Branntwein 81 987 899,77 

b) Sonstige 1 633 722,17 83 621 621,94 

c) Vergällungsmittel .... 225 812,20 

5. Materialien und sonstige Vor- 
räte 404 015,19 

III. Posten, die der Rechnungsabgren- 
zung dienen 17 726,42 

130 241 897,18 


Bürgschaften (Rückgriffsrechte) 30 057 179, — DM 
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Stand am 
30. 9. 1951 

DM 


Übertrag . . . 130 241 897,18 



Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
V erwer tungsstelle 


130 241 897,18 





Anlage 5 


Gewinn- und Verlustrechnung 

für die Zeit vom 1. Oktober 1950 
bis 3 0. September 1951 

Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

Verwertungsstelle 
Frankfurt (Main) 
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AUFWENDUNGEN 


DM DM 

Gehalter und Löhne 3 320 682,73 

Soziale Abgaben 1 060 838,53 


Abschreibungen auf Anlagen: 

Verwaltungs-, Wohn- und Fabrik- 


gebäude 

160 257,85 


Maschinen und maschinelle Anlagen 

212 871,67 


Transportanlagen, Transportgeräte, 
Fahrzeuge 

282 368,02 


Betriebs- und Geschäftsausstattung . 

211 885,83 

867 383,37 

Zinsen, soweit sie die Ertragszinsen 
übersteigen 


81 258,96 

Steuern, Abgaben, Beiträge 


45 594,26 

Verwaltungs- und Betriebskosten: 

Frachten, Reinigungs- und Entwäs- 
serungsgebühren, . Vertriebsgebüh- 
ren, Kohlen, Lagermieten, Instand- 
haltung von Fässern und Kesselwa- 
gen, Umsatzsteuer, Bürobedarf, 
Fernsprechgebühren usw 


22 731 782,54 

Kosten für die Verwaltung des Mono- 
pols durch die Finanzbehörde .... 


1 575 000,— 

Sonstige Aufwendungen 


458 684,36 

Außerordentliche Aufwendungen . . 


593 362,82 

Reingewinn 1950/51 


18 656 993,82 


Branntweinsteuer 


209 623 466,64 


49 391 581,39 


ERTRÄGE 


DM 


Erträge in 1950/51: 

Aus Branntweinverkäufen 

(ohne Branntweinsteuer) 32 820 687,55 

Aus Branntweinaufschlag 

(ohne Branntweinsteuer) 14 888 278,19 

Aus Monopolausgleich 

(ohne Branntweinsteuer) 153 500,25 


Sonstige Erträge 


Außerordentliche Erträge: 

Auflösung nidit verbrauchter Rück- 
stellungen 325 000, — 

Sonstige 32 192,10 


Branntweinsteuer 209 623 466,64 



Bundesmonopolverwaitung für Branntwein 
Vcrwcrtungsstelle 

K e r p 


DM 


47 862 465,99 
1 171 923,30 

357 192,10 


49 391 581,39 
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Anlage 6 


Bilanz 

zum 30. September 1952 


Bundesmonpolverwaltung für Branntwein 

Verwcrtungsstelle 
Frankfurt (Main) 
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AKTIVA 


Stand am 
1. 10. 1951 

DM 


Zugang 

DM 


Abgang 

DM 


Umbuchung 

DM 


I. Anlagevermögen 


1. Grundstücke ohne Berüchsidi- 
tigung von Baulichkeiten 

a) Unbebaute Grundstücke. . 240 649,81 .7.186 928,40 

b) Bebaute Grundstücke . . . 946 593,20 3 414,67 + 186 928,40 


2. Gebäude 

a) Geschäfts- und Wohnge- 
bäude 2 191618,18 

b) Fabrikgebäude und andere 

Baulichkeiten 1 138 381,31 

c) Gebäude auf fremden 

Grundstücken 400 299,82 

d) Grundstückseinriditungen . 113 380,65 

3. Maschinen und maschinelle An- 
lagen 2 216 564,67 


4. Transportanlagen, Transport- 
geräte, Fahrzeuge 

a) Transportanlagen 

(Spillanlagen, Laufkatzen, 


Kräne usw.) 47 558,53 

b) Kesselwagen 508 515,35 

c) Fässer 1 056 074,78 

Übertrag ... 8 859 636,30 


147 276,40 29 430,82 
64 175,13 + 7 491,30 

97 999,18 

9 262,36 7,— 

131 225,48 5 749,— + 186 332,41 

51 371,04 4- 5 766,25 

87 198,57 

1 195,05 19 694,79./. 728,50 

593 117,88 54 881,61 + 198 861,46 


Stand am 
30. 9. 1952 

DM 


53 721,41 

1 136 936,27 

2 309 463,76 

1 210 047,74 

498 299,— 
122 636,01 

2 528 373,56 


104 695,82 
595 713,92 
1 036 846,54 
9 596 734,03 
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PASSIVA 



DM 

DM 

L Betriebsmittelrücklage 


15 000 000,— 

II. Rücklagen: 



für das Verwaltungsgebäude und 
dessen Einrichtung 

J 600 000,— 


für den Bau von Wohnungen für 
Verwaltungsangehörigc .... 

150 000, — 


für Feuer- und Explosionsschäden 

1 000 000,— 


für Anlagen, für zu erwerbende 
Anlagen und für Beteiligung an 
Unternehmen 

1 250 000,— 


für die Erneuerung der Anlagen . 

3 750 000,— 


für Unvorhergesehenes .... 

7 500 000,— 

15 250 000,— 

laut den Bilanzen per 31. März 1950 
der früheren Ländermonopolver- 
waltungen, soweit nicht ein Ver- 
fahren nadi § 20 des Ersten Ge- 
setzes zur Überleitung von Lasten 
und Deckungsmitteln auf den 
Bund bereits durchgeführt ist . . 


31 626 920,10 

III. Wertberichtigungen 



zu Posten des Anlagevermögens; 
a) Grundstücke und Gebäude . . 

488 708,16 


b) Maschinen und maschinelle 
Anlagen 

709 056,36 


c) Transportanlagen, Transport- 
geräte, Fahrzeuge 

1 019 505,83 


d) Werkzeuge, Betriebs- und Ge- 
schäftsausstattung 

637 761,14 

2 855 031,49 


Übertrag . . . 64 731 951,59 
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AKTIVA 



Stand am 

1. 10. 1951 

Zugang 

Abgang Umbuchung 

Stand am 

30. 9. 1952 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

Übertrag . . . 

8 859 636,30 

593 117,88 

54 881,61 + 

198 861,46 

9 596 734,03 

d) Kraftwagen, sonstige Trans- 
portmittel und Transport- 
gefäße 

426 835,65 

148 779,06 

41 811,55 + 

1 610,65 

535 413,81 

5. Im Bau befindliche Anlagen . . 

726 895,86 

2 729 728,36 

100 473,66 ./. 

201 988,56 

3 154 162,— 

6. Werkzeuge, Betriebs- und Ge- 
schäftsausstattung 






a) Werkzeuge und sonstige Be- 
triebseinrichtungsgegen- 
stände 

285 437,73 

38 310,87 

9 494,71 ./. 

242,84 

314 011,05 

b) Büroeinrichtungen und Bü- 
cher 

579 481,39 

89 048,87 

4 048,43 + 

6 353,90 

670 835,73 

c) Laboratoriumsgeräte . . . 

27 331,60 

12 804,59 

78,— ./. 

1 138,05 

38 920,14 

d) Sonstige Einrichtungsgegen- 
stände 

62 914,32 

8 112,13 

3 697,99 ./. 

3 456,56 

63 871,90 


10 968 532,85 

3 619 901,76 214 485,95 


14 373 948,66 

7. Langfristige Darlehensforde- 
rungen 




- 

2 288 424,89 

16 662 373,55 


11. Umlaufvermögen 


1. Flüssige Mittel 

a) Kassenbestände 26 384,73 

b) Postscheckguthaben ... 133 808,32 

c) Guthaben bei Banken . . 9 540 230,88 

d) Schecks 21 623,85 

Übertrag . . . 26 384 421,33 


72 




PASSIVA 


DM DM DM 


Übertrag . . . 

IV. Wertberichtigungen 

zu Posten des Umlaufvermö- 
gens 

V. Rückstellungen 

VI. Verbindlichkeiten: 

a) für Branntweinsteuer . . . 

b) an die Länder gern. § 19 

des Ersten Gesetzes zur 
Überleitung von Lasten und 
Deckungsmitteln auf den 
Bund 

c) auf Grund von Warenliefe- 
rungen und Leistungen ein- 
schließlich Sonstige .... 

d) Kundenanzahlungen . . . 

e) an den Bund 

1. für die Verwaltung des 
Branntweinmonopols 
durch die Zollverwaltung 

2. für einbehaltene gern. §86 
des BrtwMonGes. ablie- 
ferungsfähige Reinein- 
nahme: 

a) zur Erfüllung der An- 

sprüche der Länder 
nach dem Ersten Ge- 
setz zur Überleitung 
von Lasten und Dek- 
kungsmitteln auf den 
Bund 

b) zur vorübergehenden 

Verwendung für die 
noch nicht ausreichen- 
den eigenen Betriebs- 
mittel 

VII. Posten, die der Rechnungsab- 
grenzung dienen 

VIII. Rohüberschuß 

Vortrag aus der Zelt vom 
1. April 1950 bis 30. Septem- 
ber 1951 

Zuweisung zur: 

Betriebsmittelrücklage 

Übertrag 


64 731 951,59 

21 671,96 
235 243,56 

28 171 198,66 

26 082 286,21 

6 027 377,93 
1 254 058,75 

3 000 000,— 


12 500 000,— 

12 000 000,— 27 500 000,— 

4 261,95 

28 049 157,34 


9 000 000,— 

9 000 000,— 28 049 157,34 154 028 050,61 
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AKTIVA 


DM DM 

Übertrag . . . 26 384 421,33 

2. Kurzfristige Forderungen auf 
Grund von Warenlieferungen 
und Leistungen einschließlich 
Sonstige 

a) Forderungen für Brannt- 
weinsteuer 26 524 729,60 

b) Forderungen ohne Brannt- 
weinsteuer einschließlida 

Sonstige 3 108 002,55 

c) eigene Anzahlungen ... 57 152,33 

3. Warenbestände 

a) Branntwein 96 253 243,31 

b) Sonstige 1 038 731,68 97 291 974,99 

c) Vergällungsmittel .... 294 660,30 

4. Materialien und sonstige Vor- 
räte 490 278,41 

IIL Posten, die der Redinungsabgren- 

zung dienen 22 877,18 


154 174 096,69 

Bürgschaften (Rückgriffsrechte) . . . 35 490 473, — DM 

Frankfurt (Main), im Februar 1953 
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PASSIVA 


DM 

Übertrag ... 9 000 000, — 

Rücklage für das Verwaltungsge- 
bäude und dessen Einrichtung . . 800 000, — 

Rücklage für Feuer- und Explo- 
sionsschäden 600 000, — 

Rücklage für Anlagen, für zu er- 
werbende Anlagen und für Betei- 
ligung an Unternehmen .... 750 000, — 

Rücklage für die Erneuerung der 
Anlagen 2 250 000,— 


Rücklage für Unvorhergesehenes 4 500 000, — 
Ablieferungsfähige Reineinnahme 
gern. § 86 des BrtwMonGes. . . 

Übertrag als Verpflichtung an den 
Bund: 

a) zur Erfüllung der Ansprüche 
der Länder nach dem Ersten 
Gesetz zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln 

auf den Bund 7 500 000, — 

b) zur vorübergehenden Ver- 

wendung für die noch nicht 
ausreichenden eigenen Be- 
triebsmittel 2 500 000, — 

verbleibt ein Vortrag zum 

1. Oktober 1951 von .... 


DM 

28 049 157,34 


17 900 000 — 
10 149 157,34 


10 000 000 ,— 

149 157,34 


DM 

154 028 050,61 


IX. Ablieferungsfähige Reineinnahme 

vom 1. Oktober 1951 bis 30. Sep- 
tember 1952 gern. § 86 des Brtw- 
MonGes 

Übertrag als Verpflichtung an den 
Bund: 

a) zur Erfüllung der Ansprüche 
der Länder nach dem Ersten 
Gesetz zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln 

auf den Bund 5 000 000, — 

b) zur vorübergehenden Ver- 

wendung für die noch nicht 
ausreichenden eigenen Be- 
triebsmittel 9 500 000, — 

Vortrag auf neue Rechnung . . 


14 496 888,74 
14 646 046,08 


14 500 000,— 


146 046,08 
154 174 096,69 


Schuldschein der Bundesschuldcn- 

verwaltung, Bad Homburg v. d. H. 10 000 000, — DM 

Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
Verwertungsstelle 
Zeitz 


75 




Anlage 7 


Gewinn- und Verlustrechnung 

für die Zeit vom 1. Oktober 1951 bis 30. September 1952 

Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

Verwertungsstelle 
Frankfurt (Main) 
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AUFWENDUNGEN 


DM 

Gehälter und Löhne 

Soziale Aufwendungen: 

a) Gesetzliche Abgaben 477 270,55 

b) Freiwillige Aufwendungen . . . 932 451,60 

Abschreibungen auf Anlagen: 

Verwaltungs-, Wohn- und Fabrik- 
gebäude 170 563,47 

Maschinen und maschinelle Anlagen 230 198,98 

Transportanlagen, Transportgeräte, 

Fahrzeuge 346 779,34 

Betriebs- und Geschäftsausstattung . 236 475,93 

Steuern, Abgaben, Gebühren, Beiträge 
Sächliche Verwaltungskosten .... 

Betriebskosten: 

Allgemeine 1 519 576,76 

Gebühren auf Grund von Lohnrei- 
nigungs-, Entwässerungs- und La- 
gerverträgen 13 144 312,28 

Frachten 5 956 457,20 

Umsatzsteuer 7 117 944,33 


Kosten für die Verwaltung des Brannt- 
weinmonopols durch die Zollverwal- 
tung 

Außerordentliche Aufwendungen . . 
Zuweisungen zur: 


Betriebsniittelrücklage 6 000 000, — 

Rücklage für Feuer- und Explosions- 
schäden 400 000, — 

Rücklage für Verwaltungsgebäude 

und dessen Einrichtung 800 000, — 

Rücklage für den Bau von Wohnun- 
gen für Verwaltungsangehörige . . 150 000, — 

Rücklage für Anlagen, für zu erwer- 
bende Anlagen und für Beteiligung 

an Unternehmen 500 000, — 

Rücklage für die Erneuerung von 

Anlagen 1 500 000, — 

Rücklage für Unvorhergesehenes . . 3 000 000, — 

Ablieferungsfähige Reineinnahme gern. 

§ 86 des BrtwMonGes 

Branntweinsteuer 213 036 805,49 


DM 

4 230 678,13 


1 409 722,15 


984 017,72 
41 782,08 
559 597,50 


27 738 290,57 

3 000 000,— 
50 893,02 


12 350 000,— 
14 496 888,74 

64 881 869,91 


Frankfurt (Main), im Februar 1953 
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ERTRÄGE 


DM 


DM 


Erträge in 1951/52: 

Aus Branntweinverkäufen abzüglidi 
Wareneinsatz 

(ohne Branntweinsteuer) 48 041 464,48 

Aus Branntweinaufschlag 

(ohne Branntweinsteuer) 15 734 625,11 

Aus Monopolausgleidi 


(ohne Branntweinsteuer) 16 150,18 63 792 239,77 

Zinsen, soweit sie die Aufwandzinsen 

übersteigen 280 242,06 

Sonstige Erträge 737 798,57 

Außerordentliche Ertrage 51 589,51 


Branntweinsteuer 


213 036 805,49 



64 881 869,91 


Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
V er wertungsstelle 
Zeitz 
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Anlage 8 


Zusammenstellung der Bilanzen 

zu m 

1. April 1950, 30. September 1950, 30.September 1951, 30.September 1952 
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1. April 1950 


DM DM Vo Vo 

AKTIVA 

1. Grundstücke und Gebäude . 2 770 754,81 2,6 

2. Maschinen und maschinelle 

Anlagen 979 287,90 0,9 

3. Transportanlagen, Trans- 

portgeräte, Fahrzeuge . . . 1 610 063,32 1,5 

4. Werkzeuge, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung .... 600 952,96 0,6 

5. Im Bau befindlidie Anlagen 

und Maschinen 1 963 853,31 1,9 

7 924 912,30 

6. 

7. ./. Wertberichtigungen . 783 866,18 ■/. 0,7 

8. Anlagevermögen 7 141 046,12 6,8 

9. Waren und sonstige Vorräte 61 158 071,86 59,0 

10. Wertpapiere 1 800, — 

11. Eigene Anzahlungen .... 334 529,69 0,3 

12. Forderungen auf Grund von 

Warenlieferungen und Lei- 
stungen 18 562 106,97 17,8 

13. Schecks und Wechsel .... 3 000,15 

14. Kassenbestand einschl. Post- 
scheckguthaben 288 907,25 0,3 

15. Bankguthaben 15 953 331,94 15,2 

16. Fdypotheken- und 209 925, — 0,2 

17. Darlehensforderungen . . . 248 610, — 0,2 

18. Sonstige Forderungen . . . 

19. Umlaufvermögen 96 760 282,86 93,0 

20. Rechnun gsabgrenzungsposten 114 523,44 0,1 

21. 104 015 852,42 100 
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30. September 1950 30. September 1951 30. September 1952 


DM 

DM 

«/o 

«/o DM 

DM 

Vo 

«/o DM DM 

®/o 

4 329 400,70 


3,6 

4 712 777,12 


3,7 

4 842 396,03 

3,2 

1 393 578,11 


1,1 

1 734 660,90 


1,4 

1 819 317,20 

1,2 

1 799 847,14 


1,5 

1 222 947,36 


0,9 

1 253 164,26 

0,8 

724 242,85 


0,6 

534 769,27 


0,4 

449 877,68 

0,2 

948 010,84 


0,8 

726 895,86 


0,6 

3 154 162,— 

2,1 

9 195 079,64 



8 932 050,51 



11 518 917,17 


1 180 893,33 


1,0 

bei d en Einzel posten ab gesetzt : 
(2 036 482,34) 


bei den Einzelpostcn abgesetzt : 
(2 855 031,49) 



8 014 186,31 


6,6 

8 932 050,51 


7,0 11518 917,17 


70 036 219,76 


58,0 

84 251 449,33 


66,2 

98 076 913,70 

65,3 

1 800,— 








89 759,41 



159 971,61 


0,1 

57 152,33 


27 481 514,05 


22,6 

26 191 914,19 


20,0 

29 611 060,19 

19,5 

58 610,10 



38 633,40 



21 623,85 


404 632,35 


0,3 

240 440,31 


0,2 

160 193,05 


14 268 477,27 


12,0 

6 252 590,25 


4,9 

9 540 230,88 

6,3 

209 825,— 


0,1 






629 828,46 


0,3 

2 105 983,76 


1,6 

2 288 424,89 

1,4 

1 145,42 



10 442,77 





113181802,82 


93,3 119 251 425,62 


93,0 139 755 598,89 



94 358,08 



17 726,42 


22 877,18 


121290 347,21 


100 128 201 202,55 


100 151 297 393,24 
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1. April 1950 


DM DM % o/o 


PASSIVA 


1. Verbindlichkeiten gegenüber 
dem Bund; 


a) Kosten der Verwaltung des 

Monopols durch die Zoll- 
verwaltung (§ 18 Brtw- 
MonGes.) 

b) Betriebsmittelkredit . . . 

c) noch nicht abgeführte oder 

gestundete Branntwein- 
steuer 9 297 080,76 8,93 


2. Abwicklungsposten der Länder: 


a) gern. Tz. 28 a des Berichts 

32 311 570,87 

31,07 

b) gern. Tz. 28 b des Berichts 

35 012 006,78 

33,66 

3. Kundenanzahlungen .... 

636 772,31 

0,61 

4. Auf Grund von Warenliefe- 
rungen und Leistungen . . . 

14 104 337,25 

13,56 

5. Bankschulden 

10 375 657,99 

9,97 

6. Rückstellungen 

944 671,60 

0,92 

7. Redinungsabgrenzungsposten 

1 333 754,86 

1,28 


8. Bundesmittel, die aus Reinge- 
winnen stammen 


104 015 852,42 100 


84 



30. September 1950 


30. September 1951 


30. September 1952 


DM DM Vo «/o DM DM »/o »/o DM DM »/o »/o 


11 642 000,— 

9,4 

24 860 138,64 

20,2 

27 346 149,81 

23,2 

35 012 006,78 

28,9 

1 325 456,93 

1,1 

7 498 065,27 

6,2 

54 300,55 



3 469 236,33111 207 354,31 _27 91,: 


26 185 959,07 

20,0 

27 567 279,95 

21,5 

35 012 006,78 

27,2 

1 334 795,43 

1,1 

4 630 907,40 

3,6 


5 216 113,45 99 947 062,08 4,1 77,5 


3 000 000,— 

2,0 

28 171 198,66 

18,5 

26 082 286,21 

17,0 

31 626 920,10 

21,0 

1 254 058,75 

0,8 

6 027 377,93 

4,0 


235 243,56 96 397 085,21 0,2 63, 


490 829,38 

0,4 

4 983,13 

0,4 

4 261,95 


9 592 163,52 

7,9 

28 249 157,34 

22,1 

54 896 046,08 

36, 

121 290 347,21 

100 

128 201 202,55 

100 

161 297 393,24 

100 
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Anlage 9 

Übersicht über die Branntweinbestände und ihre Bewertung 


Tag 

Mengen 

Bewertung 

It. Bilanz 

Bewertung im einzelnen 





A. Rohbranntwein 






B. Gereinigter Branntwein 





a) Primasprit b) Sekundasprit c) Alkohol absolut 
d) anderer Branntwein gereinigt und / oder ent- 


hl 


wässert 




Weingeist 

DM 

C. Vergällter Branntwein 


31. 3. 
1950 

541 593 

59 685 850,58 

Bewertung ist durch die Ländermonopolverwaltun- 
gen unterschiedlich erfolgt. 

30. 9. 
1950 

679 374 

67 642 697,77 

Bewertung ist durch die Ländermonopolverwaltungen 
unterschiedlich erfolgt. 




Sorte und Menge 
hl Weingeist 

DM/hl W 

Wert DM 

30. 9. 

840 313 

81 987 899,77 

A 177 662,5265 

125,01 

22 209 592,44 

1951 



177 662,5265 

70,- 

12 436 376,86 




B 235 732,0975 

125,18 

29 508 943,97 




235 732,0975 

70,- 

16 501 246,83 




C 6 761,7710 

125,93 

851 509,82 




6 761,7710 

70,- 

473 323,97 




840 312,7900 


6 905,88--) 

81 987 899,77 

30. 9. 

878 271 

96 253 243,31 

A 179 902,331 



1952 

i 

! 


Ba 163 592,843 
Bd 1 578,387 






345 073,561 

180,52 

62 292 679,23 




A 28 960,938 

Bb, c 58 992,688 

Bd 105 938,308 

C 11 183,488 






205 075,422 

76,— 

15 585 732,07 




Bc 328 122,000 

56,— 

18 374 832,00 




878 270,983 


96 253 243,30 
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Bemerkungen 


Sorten und Werte häufig nicht miteinander ver- 
gleichbar. 


Richtlinien waren von der Überleitungsstelle aufge- 
stellt. 50 ®/o der Waren zum durchschnittlidien Über- 
nahniepreis. 50 ®/o der Waren zu etwa 70, — DM 
(erzielbarer Verkaufspreis abzüglich noch aufzuwen- 
dender Verkaufskosten). Bewertung dennodi sehr 
unterschiedlich infolge Ungleidiartigkeit der Be- 
stände. 


50 ®/o der Bestände von jeder Sorte wurden mit den 
tatsächlichen Gestehungskosten bewertet, weitere 
50 ®/o mit 70, — DM/hlW, da Absatz voraussichtlich 
nur zu diesem Wertansatz möglidi. 


'"*) Im Jahre 1951/52 aufgeklärte Differenz. 


Sorten, die zum regelmäßigen, ermäßigten 
und besonderen ermäßigten Verkaufspreis ab- 
I setzbar sind. 


I Sorten, die nur im technischen Sektor einzu- 
( setzen sind. 


Branntwein für Treibstoffzwecke (Ausfuhr). 
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Anlage 10 


Die Branntweinbewegung zeigte mengenmäßig in der Zeit seit dem 
1. April 1950 folgendes Bild: 



Halbjahr 

Betriebsjahr 


1. 4. 50 bis 

1. 10. 50 bis 

1. 10. 51 bis 


30. 9. 50 

30. 9. 51 

30. 9. 52 

Anfangsbestand 

541 513 hlW 

675 374 hlW 

840 313 hlW 

Zugänge 

701 274 hlW 

1 104 429 hlW‘) 

1 106 632 hlW2) 

Anreicherung 
durch Ver- 

nicht fest- 



gällungsmittel 

gestellt 

3 733 hlW 

4 095 hlW 

Zusammen 

1 242 787 hlW 

1 783 536 hlW 

1 951 040 hlW 

Abgänge 

583 283 hlW 

924 783 hlWi) 

1 056 830 hlW^) 

Sollbestand 

659 504 hlW 

858 753 hlW 

894 210 hlW 

Istbestand 

675 374 hlW 

840 313 h\W 

878 271 hlW 

Fehlmenge 

— 

18 440 hlW 

15 939 hlW 

»/o 


1,034 «/o 

0,814 «/o 

Mehrmenge 

15 870 hlW 



«/o 

1,277 »/o 




Die Mehrmenge, die sich im Rumpfhalbjahr 1949/50 ergab, ist 
offenbar darauf zurückzuführen, daß am 31. März 1950 von den 
Ländermonopolverwaltungen Teilbestände nicht erfaßt worden 
sind, zumal -die Anreicherung der Branntweinbestände durch den 
Zusatz von Vergällungsmitteln noch nicht berücksichtigt ist. 


ohne 28 082 hlW, die ohne gegenseitiges Entgelt der erzeugenden Firma für 
ihren gewerblichen Betrieb überlassen wurden. 

Die weitere Differenz der Zugangszahl gegenüber der im Geschäftsbericht 
genannten Zahl beruht darauf, daß die Zugangsergebnisse des Monopolamts 
nicht mit denen der Verwertungsstelle übereinstimmen, weil das Monopolamt 
mit Rücksicht auf die Ausnutzung der Jahresbrennrechte durch die Brenne- 
reien am 30. September des Betriebsjahres noch nicht den endgültigen Jahres- 
abschluß vornehmen kann. 

ohne 24 308 hlW, die ohne gegenseitiges Entgelt der erzeugenden Firma für 
ihren gewerblichen Betrieb überlassen wurden. 
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Anlage 10 


Die Fehlmengen in den beiden folgenden Geschäftsjahren 1950/51 
und 1951/52 sind verhältnismäßig hoch. Es muß aber anerkannt 
werden, daß durch häufige Umlagerungen, die durch den zeitwei- 
ligen Mangel an geeignetem Lagerraum und infolge der hohen 
Branntweinanlieferungen bedingt waren, ein höherer Schwund nicht 
zu vermeiden war. So betrugen im Jahre 1951/52 die nachgewiese- 
nen Transport- und Lagerfehlmengen mehr als die Hälfte der Ge- 
samtfehlmengen, während die weiteren Fehlmengen im wesentlichen 
auf den durch die Reinigung und Entwässerung entstandenen 
Schwund zurückzuführen waren. 
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